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 Gesetz zur Vermeidung von Diskriminierung in Nordrhein-Westfalen (Lan-

desantidiskriminierungsgesetz – LADG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/18169 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Sehr geehrte Damen und Herren, ich begrüße Sie 
recht herzlich zur Anhörung des Integrationsausschusses, des Haushalts- und Finanz-
ausschusses, des Innenausschusses und des Ausschusses für Gleichstellung und 
Frauen. Besonders begrüße ich die Sachverständigen und die Kolleginnen und Kolle-
gen aus den mitberatenden Ausschüssen. Außerdem begrüße ich die Medienvertreter 
und Medienvertreterinnen sowie die sonstigen Zuhörer und Zuhörerinnen hier im 
Raum und bei der Videozuschaltung bzw. im Livestream.  

Die Anhörung wird im Livestream übertragen.  

Ich begrüße auch soweit anwesend die Vorsitzenden der mitberatenden Ausschüsse 
und weise darauf hin, dass Film-, Ton- und Bildaufnahmen während der Sitzung un-
tersagt sind.  

Mit der Einladung 18/1739 Neudruck vom 04.05.2026 haben Sie die Tagesordnung 
erhalten. Gibt es Wortmeldungen zu dieser Tagesordnung? – Das sehe ich nicht.  

In der Sitzung des Integrationsausschusses vom 20. März 2026 wurde entschieden, 
zu dem vorliegenden Gesetzentwurf die heutige Anhörung von Sachverständigen 
durchzuführen.  

Der Haushalts- und Finanzausschuss, der Innenausschuss und der Ausschuss für 
Gleichstellung und Frauen beteiligen sich heute an dieser Anhörung.  

Ich möchte mich im Namen aller Kolleginnen und Kollegen und auch der Ausschüsse 
bei allen Sachverständigen für die abgegebenen Stellungnahmen und ihre Anwesen-
heit heute herzlich bedanken. Ich bedanke mich auch bei all denen, die eine Stellung-
nahme geschrieben haben, heute aber nicht Teil dieser Sachverständigenanhörung 
sind.  

Aus zeitlichen Gründen – das ist Usus bei uns im Ausschuss – ist nicht vorgesehen, 
dass die anwesenden Sachverständigen ihre schriftlichen Stellungnahmen in einem 
Eingangsstatement mündlich zusammenfassen. Vielmehr gehen wir davon aus, dass 
alle Abgeordneten die Stellungnahmen gelesen und ausgewertet haben und nunmehr 
Fragen an die Sachverständigen richten, um einzelne Sachverhalte zu vertiefen bzw. 
zu hinterfragen.  

Abweichend vom sonstigen Verfahren in unserem Ausschuss machen wir es heute so, 
dass pro Fragerunde jede Fraktion bis zu zwei Fragen an ein bis zwei Sachverständige 
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richten kann. Die Sachverständigen haben anschließend direkt maximal drei Minuten 
Zeit, um die Fragen zu beantworten. Das heißt, wir machen das im Pingpong. Das ist, 
glaube ich, bei der Größe der Anhörung für das Protokoll sehr hilfreich, die einzelnen 
Punkte besser nachvollziehen zu können. Es werden, denke ich, bis zu vier Fragerun-
den durchgeführt bei der Anzahl an Sachverständigen. Dann ist die vorgesehene Zeit 
bis maximal 17:00 Uhr auch um.  

(Ralf Witzel [FDP]: Vier Fragerunden? Es geht aber bis 17:00 Uhr!) 

– Bis 17:00 Uhr, das sagte ich ja. Wir werden mal sehen, wie lange es dauert. Wir 
haben bis 17:00 Uhr Zeit.  

Gibt es Fragen aus dem Kreis der Sachverständigen zum Verständnis? – Das sehe 
ich nicht.  

Dann können wir starten. Zunächst erhält die Fraktion der CDU die Möglichkeit, ihre 
Fragen an einen Sachverständigen oder zwei Sachverständige zu richten. Anschlie-
ßend werde ich den anderen Fraktionen in der Reihenfolge ihrer Größe das Wort er-
teilen. – Herr Blumenrath.  

Peter Blumenrath (CDU): Vielen Dank, liebe Sachverständige, für Ihre schriftlichen 
Stellungnahmen und auch Ihre Zeit, dass Sie heute hier für Nachfragen zur Verfügung 
stehen.  

Wir würden unsere ersten beiden Fragen einmal an Herrn Professor Dr. Thüsing und 
an Herrn Diller stellen. Zum einen: Würden Sie zustimmen, dass es im Bereich staat-
lichen Handelns auf Landesebene bislang kein dem Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz vergleichbares systematisches Diskriminierungsregime gibt, und das insbeson-
dere mit Blick auf Schule und Sicherheitsbehörden? 

Die zweite Frage wäre: Welche unionsrechtlichen Zielvorgaben zum Diskriminierungs-
schutzgesetz im staatlichen Bereich werden durch ein Landesantidiskriminierungsge-
setz konkret umgesetzt, und welche würden ohne eine solche Regelung praktisch of-
fenbleiben?  

Prof. Dr. Gregor Thüsing (Universität Bonn): Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, herzlichen Dank für die Einladung. Die Tatsache, dass Sie sich zweieinhalb Stun-
den Zeit nehmen für dieses Thema, zeigt, dass es Ihnen wichtig ist. Umso wichtiger 
ist, dass dieses Gesetz gut gemacht ist, ich meine gut im Sinne von handwerklich gut. 
Ich bin Jurist, ich bin kein Rechtspolitiker. Insofern möchte und kann ich zu den Zielen 
keine Stellung nehmen. Ich kann aber dazu Stellung nehmen, ob eine Regelungslücke 
besteht. Ich kann auch Stellung dazu nehmen, wie die Qualität des vorliegenden Ge-
setzentwurfs handwerklich, juristisch zu beurteilen ist.  

Mir wurde eine konkrete Frage gestellt. Ich möchte sie konkret beantworten. Umset-
zungsdefizite aktuell sehe ich nicht. Es gibt bereits den Schutz vor rechtswidrigem 
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staatlichem Handeln. Ein diskriminierendes staatliches Handeln ist ein rechtswidriges 
staatliches Handeln. Die Tatsache, dass die weitaus überwiegende Zahl der deut-
schen Bundesländer ohne ein solches Gesetz auskommt, hat nichts mit legislativer 
Nachlässigkeit oder legislativer Schludrigkeit zu tun, sondern zeigt eine bewusste Be-
schränkung auf Gesetze, die es braucht und die es eben nicht braucht. Dort, wo es 
kein Gesetz zu geben braucht, braucht es kein Gesetz zu geben. Freie Übersetzung 
nach Charles de Secondat, Baron de La Brède et de Montesquieu.  

Prof. Dr. Martin Diller: Ich kann mich dem nur anschließen. In den meisten Bundes-
ländern gab es ähnliche Vorstöße für Antidiskriminierungsgesetze, und sie sind einge-
stellt worden, insbesondere auch in dem Land, in dem ich tätig bin, in Baden-Württem-
berg, weil man gesehen hat, dass diese Gesetze eher Schaden anrichten, als dass sie 
einen Nutzen haben. Sie verstopfen die Verwaltung. Sie führen dazu, dass gerade 
dort, wo Ermessensverwaltung stattfindet, insbesondere in den Schulen und in der 
Polizei, ein wahnsinniger Aufwand für die Dokumentation von Entscheidungen entste-
hen würde, wo dazu kein Platz ist. Und eine Schutzlücke sehe ich nicht. Wir haben seit 
jeher Artikel 3, das Allgemeine Gleichbehandlungsgebot. Das gilt umso mehr, wenn 
man dieses Gesetz, wie es hier vorgesehen ist, mit einem offenen Kriterienkatalog 
ausstattet. Also, jegliche Unterscheidung nach irgendeinem persönlichen Merkmal soll 
untersagt sein. Ob das jetzt der Anhängerschaft zu einem bestimmten Fußballverein 
ist, ob es der Glaube an die Reichsbürgerlehre ist, all das muss zwingend geschützt 
sein, wenn ich keinen Kriterienkatalog habe. Ich muss jede Entscheidung objektiv fäl-
len. Für so ein Gesetz gibt es keine Regelungslücke, in die dieses Gesetz hineinstoßen 
müsste.  

Volkan Baran (SPD): Auch von unserer Seite, liebe Sachverständige, herzlichen 
Dank für die Einbringungen. Die waren sehr interessant.  

Meine erste Frage geht an Frau Stöckle aus Berlin. Erst mal herzlich willkommen. Sie 
haben als Mitarbeiterin der LADG-Ombudsstelle in Berlin etwas umfangreichere, um-
fassende Einblicke in das politische Wirken, was das Gesetz ausmacht, auch mit Blick 
auf die Verwaltungs- und Bürgerinnenperspektive. Da meine Bitte: Haben Sie vielleicht 
die Möglichkeit, uns Zahlen zu dem Beratungsverfahren, tatsächliche Verletzungen 
des Landesantidiskriminierungsgesetzes in Berlin, Themengebiete und vielleicht tat-
sächliche Gerichtsverfahren darzulegen, damit wir einen Überblick bekommen kön-
nen, was dort gelaufen ist.  

Die zweite Frage geht an Herrn Albrecht vom DGB. Sie schreiben auf der Seite 1, dass 
der Gesetzentwurf in seiner Auslegung unzureichend bleibt, da im Kern auf individuelle 
Rechtsansprüche und deren gerichtliche Durchsetzung fokussiert wird, ohne die prak-
tische Umsetzung im Verwaltungsalltag hinreichend mitzudenken. Dabei gehen Sie 
auf der Seite 3 auf die Verantwortlichkeit und Verfahrenstransparenz in § 6 ein. Könn-
ten Sie das bitte noch einmal kurz erläutern?  
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Jana Stöckle (Landes-Antidiskriminierungs-Gesetz-Ombudsstelle Berlin): Ich 
spreche hier heute in Vertretung von Dr. Doris Liebscher, der Leiterin der Ombuds-
stelle in Berlin zum Landesantidiskriminierungsgesetz.  

Ich gehe zunächst gern auf die Frage der SPD ein, zu den Zahlen. Da ist es mir erst 
einmal wichtig zu betonen, dass ich nur zu den Zahlen in Bezug auf die Ombudsstelle 
spreche. Es gibt daneben noch weitere Diskriminierungsbeschwerden, die direkt bei 
den öffentlichen Stellen erhoben werden. Darauf beziehe ich mich heute nicht, sondern 
einzig in Bezug auf die Ombudsstelle.  

Seit Inkrafttreten des LADG und Errichtung der Ombudsstelle im Jahr 2020 haben wir 
rund 4.000 Beratungsanfragen erhalten. Rund die Hälfte, also knapp 2.000, der Anfra-
gen lagen im Geltungsbereich des LADG.  

Wenn wir uns die Zahlen aus dem letzten Jahr anschauen, können wir sagen, dass 
wir wieder rund 1.000 Beratungsanfragen erhalten haben. Von den rund 1.000 Anfra-
gen lagen 371 Fälle im Geltungsbereich des LADG.  

Wenn wir uns nun dem Bereich widmen, wie wir diese Fälle bearbeitet haben, können 
wir feststellen: Zum Bearbeitungszeitpunkt Ende Februar waren rund 86,5 % der Fälle 
abgeschlossen. Das waren rund 321. Von den 321 Fällen haben sich in 155 Fällen die 
Personen, die sich an die Ombudsstelle gewandt haben, gegen ein Schlichtungsver-
fahren entschieden. In 166 Fällen führten wir ein Schlichtungsverfahren durch. In 60 
Fällen dieser 166 Fällen stellten wir positiv einen Verstoß gegen das LADG fest. In 45 
Fällen konnten wir am Ende den Sachverhalt nicht ausreichend aufklären, sodass eine 
rechtliche Beurteilung nicht möglich war. In 61 Fällen stellten wir keinen Diskriminie-
rungsverstoß fest. Ich möchte aber dazu anmerken, dass auch diesen Verfahren und 
Beratungsanfragen berechtigte Anliegen zugrunde lagen. Denn häufig ging es um 
nicht transparente Verwaltungsvorgänge, die aus Bürger*innenperspektive nicht nach-
vollziehbar waren. An dieser Stelle konnten wir für Klarheit, Transparenz und Ver-
trauen in die Verwaltung sorgen. Auch auf Seite der Verwaltung trugen die Verfahren 
dazu bei, Bürger*innenperspektiven besser nachvollziehen zu können.  

Ich möchte nun zu den Themen kommen, die in den Diskriminierungsbeschwerden 
sichtbar wurden. Dazu kann ich feststellen, dass sich die Beschwerden auf alle Diskri-
minierungsgründe des LADG Berlin beziehen und wir darüber hinaus Beschwerden 
bekommen, die von keinem dieser Gründe erfasst sind, beispielsweise der Staatsan-
gehörigkeit oder des Aufenthaltsstatus.  

Der Diskriminierungsgrund, der am häufigsten vorkommt, ist die rassistische Zuschrei-
bung in Verbindung mit der ethnischen Herkunft, und auf Platz 2 stehen Diskriminie-
rungen aufgrund der Behinderung oder der chronischen Erkrankung.  

Die meisten der 371 Fälle aus 2025 beliefen sich auf das Handeln der Bezirksämter, 
insgesamt 93 Fälle. Das ist auch nicht verwunderlich, da dort letztendlich die alltägli-
chen Behördenkontakte stattfinden. Mit Blick auf den aktuellen Gesetzentwurf fällt auf, 
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dass da eine Schutzlücke entstehen könnte, da eben Gemeinden und Gemeindever-
bände ausgenommen werden.  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich muss gerade leider einmal reingehen, denn die 
drei Minuten sind um. Vielleicht kann man das zum späteren Zeitpunkt noch mal auf-
nehmen.  

Thorben Albrecht (Deutscher Gewerkschaftsbund NRW): Vielen Dank für die Ein-
ladung. Ich will gerne auf die Punkte eingehen.  

Warum bleibt das Gesetz aus unserer Sicht unzulänglich? Wir begrüßen den Zweck 
des Gesetzes ausdrücklich, sehen aber, dass dadurch, dass Verfahrensregeln in dem 
Gesetz fehlen, wir eine Unsicherheit haben, und zwar für die beiden Gruppen, die wir 
im Blick haben, nämlich einerseits für die Betroffenen, die sich sozusagen auf Grund-
lage dieses Gesetzes an die Behörden wenden, weil sie sich diskriminiert fühlen, aber 
auch für die Beschäftigten in den Behörden. Für beide brauchen wir klare Abläufe und 
Verfahrensstrukturen mit klaren Beschwerdeverfahren, Zuständigkeiten, Abläufen und 
Fristen. Das vermissen wir im Gesetz. Das führt zu Unsicherheiten auf beiden Seiten 
aus unserer Sicht. Deswegen brauchen wir da klare Abläufe, klare Verfahren.  

Wir glauben auch, dass man nicht nur den Einzelfall anschauen muss, das muss man 
auch, und das kann man vielleicht sogar. Dafür schlagen wir eine sogenannte Om-
budsstelle vor, wo man sich freiwillig melden kann, wo eher eine Auflösung des Prob-
lems erfolgen kann.  

Dann gibt es natürlich den Bereich, wo geklagt wird gegen die Behörde. Wir glauben 
aber auch, dass, wenn man so ein Gesetz auf den Weg bringt, man sich auch struktu-
reller Fragen widmen sollte. Deswegen sagen wir, eine Landesdiskriminierungsstelle 
muss auch erfassen, wo es Probleme im Bereich von Diskriminierung gibt, und das 
auch angehen, weil wir halt nicht wollen, dass es nur um die Frage Fehlverhalten ein-
zelner Beschäftigter geht, sondern auch um die Fragen: Gibt es strukturelle Probleme? 
Gibt es Führungsprobleme? Gibt es Probleme, die systematisch angegangen werden 
müssen? Das sollte dann evaluiert werden, auch unter Einbeziehung von Personalrä-
ten und Gewerkschaften, regelmäßig, nicht nur mit so einer allgemeinen Evaluations-
klausel.  

Gönül Eğlence (GRÜNE): Herzlichen Dank für die Stellungnahmen. Ich möchte ein-
mal an dieser Stelle sagen, über die allermeisten habe ich mich sehr gefreut, weil sie 
in aller Regel sehr sachlich gehalten sind. Eine davon war es nicht, das war da nicht 
der Fall. Das Z-Wort wurde mehrfach genutzt in der Stellungnahme, ist mehrfach un-
reflektiert wiederholt aufgetaucht und letzten Endes als diskriminierend einzuordnen. 
An dieser Stelle ...  
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Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Sehr geehrte Frau Abgeordnete, ich möchte Sie 
darauf hinweisen, dass wir in einer Sachverständigenanhörung sind und keine Kom-
mentierungen möglich sind. Ich bitte Sie, Ihre Frage zu stellen.  

Gönül Eğlence (GRÜNE): Sehr gerne. Das einmal zu Protokoll.  

Dann möchte ich gerne meine ersten zwei Fragen an Frau Yousef und Herrn Kürsch-
ner richten.  

An Frau Yousef einmal die Frage. Der Gesetzentwurf enthält zentrale Elemente wie 
ein umfassendes Diskriminierungsverbot, individuelle Rechtsansprüche und auch eine 
Beweislasterleichterung, die bei Vorlage stichhaltiger, konsistenter Indizien greift. Was 
sagen Sie denn aus Ihrer Perspektive, welche konkreten Verbesserungen erwarten 
Sie dadurch für Betroffene in der Praxis, also Menschen, die von Diskriminierung be-
troffen sind? 

An Herrn Kürschner geht es in eine ähnliche Richtung. Sie berichten von einer hohen 
Zahl an Beschwerden insbesondere im Kontakt mit Behörden. Welche Erkenntnisse 
lassen sich aus diesen Erfahrungen für die Bedeutung eines gesetzlichen Diskriminie-
rungsschutzes im Verwaltungshandeln ableiten?  

Dr. Tagrid Yousef (Stadt Dinslaken, Geschäftsbereiche Bildung, Kultur, Freizeit, 
Sport, Jugend und Soziales, Integration): Vielen Dank für diese Frage. Ich möchte 
gerne dazu ausführen, dass die Beweislasterleichterung zentral ist, weil Diskriminie-
rung in staatlichen Kontexten selten offen erfolgt, sondern häufig eher indirekt oder 
strukturell wirkt. In der Praxis bedeutet das, die wir dann ja auch erleben, Betroffene 
müssen nicht voll beweisen, dass Diskriminierung vorliegt. Es reicht die Darlegung von 
Indizien, die eine Diskriminierung plausibel erscheinen lassen. Danach muss die Be-
hörde darlegen, dass sachliche Gründe vorliegen oder keine Diskriminierung stattge-
funden hat. Konkrete Effekte wären zum Beispiel, Zugang zum Recht wird realistisch 
und nicht nur theoretisch, Machtasymmetrien werden teilweise ausgeglichen, da Be-
hörden über Informationen verfügen, die Betroffene oft nicht haben, und eine höhere 
Erfolgswahrscheinlichkeit sehe ich auch bei legitimen Ansprüchen, insbesondere in 
schwer nachweisbaren Fällen. Das gilt vor allen Dingen für die indirekte Diskriminie-
rung, wo Menschen tatsächlich massiv strukturelle Benachteiligungen erfahren. Und 
es hat eine präventive Wirkung. Behörden müssen dokumentieren und ihre Entschei-
dungen sorgfältiger begründen.  

Claus-Armin Kürschner (Landesintegrationsrat NRW): Was lässt sich daraus ab-
leiten letztendlich? Ich will das aufnehmen, was Frau Stöckl uns berichtet hat. Was ist 
auf Platz eins? Auf Platz eins ist offensichtlich die Diskriminierung aufgrund von Ras-
sismus, von ethnischer Zuschreibung. Das sollte für uns Ansporn sein, genau dieses 
Gesetz hier auf den Weg zu bringen. Der Landesintegrationsrat hat hier auch noch 
mal deutlich gemacht, dass er grundsätzlich das Gesetz begrüßt, aber natürlich auch 
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Wünsche hat. Die Wünsche will ich kurz zusammenfassen, gerade wo wir davon spre-
chen, wo jetzt hier Platz eins der Diskriminierung im Bereich Rassismus ist. Das heißt, 
auch in den Bereichen, die gerade jetzt hier ausgenommen werden, nämlich auf der 
kommunalen und auf der Kreisebene, nämlich gerade bei den Ausländerbehörden, 
das wünschen wir uns natürlich sehr stark, dass diese Bereiche gerade nicht ausge-
nommen werden. Es macht Sinn, die auch aufzunehmen und gerade nicht rauszuneh-
men. Denn ich sage mal, da sage ich hier vielleicht in dem Kreis auch nichts Neues: 
Wir haben ja im Vorhinein auch die Diskussionen gehabt, welche Gruppen eben hier 
von dem Gesetz nicht erfasst sind, welche erfasst sind. Indem ich aber die kommunale 
Ebene hier komplett rausnehme, habe ich natürlich genau das erzielt, was ich nicht 
erzielen will, dass ich nämlich die, die von dem Gesetz in Anführungsstrichen betroffen 
sind, letztendlich in den Fokus stelle. Also, das macht auch von der Systematik her, 
von der Logik her, keinen Sinn, die auszunehmen. Deswegen kann ich nur noch mal 
unterstreichen: Gerade im Bereich der Ausländerbehörden – das soll jetzt nicht ein 
Generalverdacht sein – kommt es leider oft zu Diskriminierungen. Und da macht es 
eben Sinn, dass dieses Gesetz auch für diese Bereiche gelten würde.  

Ralf Witzel (FDP): Herzlichen Dank auch namens der FDP-Landtagsfraktion an alle 
Sachverständigen.  

Meine beiden Fragen sind Folgende. Die erste Frage richtet sich an den Deutschen 
Beamtenbund, dbb, und an den Sachverständigen Professor Diller. Mich würde inte-
ressieren, welche praktischen Auswirkungen Sie vermuten, insbesondere für die Be-
troffenen? Welche Situationen entstehen da insbesondere? Der dbb ist ja mit genügend 
Fachlichkeiten aus den Einzelbereichen vertreten und kann uns das vielleicht aus der 
Praxis anschaulich darstellen.  

Die zweite Frage, die ich stellen möchte, richtet sich an Professor Diller und zugleich 
auch an Professor Thüsing. Die Landesregierung wirbt damit, dass sie hier eine Be-
weislastumkehr vornimmt. Ich stelle mir die Frage in der Praxis: Wie beweise ich, also 
jenseits von reinen Tatsachenbehauptungen: „War ich zum Zeitpunkt X am Ort Y?“, 
sondern da, wo es um Einstellungen geht, um Verhaltensweisen geht ... Wie beweise 
ich, dass ich etwas nicht oder nicht in einer bestimmten Absicht gemacht habe? Wie 
soll ich, weil Sie ja beide, wenn ich es richtig sehe, Juristen sind, rechtssicher diesen 
Gegenteilbeweis als Unschuldiger führen?  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich würde an dieser Stelle kurz darauf hinweisen, 
dass Sie drei Sachverständige angesprochen haben mit Herrn Rettinghaus, Herrn Dil-
ler und Herrn Thüsing, wenn ich das richtig verstanden habe.  

(Prof. Dr. Gregor Thüsing [Universität Bonn]: Dann fällt Herr Thüsing 
hinten runter!) 

– Okay, gut.  
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(Ralf Witzel [FDP]: Sagten Sie nicht, pro Frage könnte man ein bis 
zwei Sachverständige ansprechen? So hatte ich es verstanden! Sie 
hatten doch eingangs gesagt, pro Frage dürfte man ein bis zwei an-
sprechen!) 

– Ich habe gesagt, ein bis zwei Fragen an ein bis zwei Sachverständige. Das war mein 
Zitat. Aber wir kriegen das hin.  

(Ralf Witzel [FDP]: Okay. Wir haben ja noch genügend weitere Fra-
gen!) 

Wir haben das ja gerade schon geklärt. Deswegen ist Herr Rettinghaus als Erstes 
dran. 

Erich Rettinghaus (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Vielen Dank für die 
Fragen und dafür, dass wir als Sachverständige heute geladen sind.  

Ich habe es so verstanden, dass wir jetzt erst mal ein Beispiel bringen sollen, wie sich 
die Auswirkungen auf den Praxisbereich darlegen. Ich fange jetzt mal an mit einem 
Beispiel aus dem polizeilichen Bereich. Wenn eine Verkehrskontrolle stattfindet, zum 
Beispiel durch einen Kradfahrer, der kontrollierte Verkehrsteilnehmer führt Be-
schwerde und stellt eine Behauptung auf. Es sind zwei beteiligte Personen, Aussage 
gegen Aussage. Im Falle einer Aussage, in der beide jeweils etwas anderes äußern, 
sieht das LADG NRW hier gegebenenfalls einen Vorteil für den Verkehrsteilnehmer 
vor. Er kann die Aussage des Beamten nicht widerlegen, sodass auch seitens des 
Gesetzes angenommen wird, der Beamte habe nicht korrekt gehandelt. Ein Fall einer 
Beweislastumkehr. Die bisherige Gesetzeslage sieht eigentlich vor, dass der Ver-
kehrsteilnehmer nicht schutzlos ist. Er kann jederzeit den Rechtsweg bestreiten, um 
eine unabhängige gerichtliche Entscheidung herbeizuführen. Denn nur der Richter, 
der neutral die Sachlage beurteilt, kann im Verfahren der freien Beweisführung ein 
Gesamtbild ermitteln und so ohne vorherige einseitige Beurteilung den vorgetragenen 
Sachverhalt neutral bewerten. Die fundamentalen Rechtsstaatsprinzipien der Un-
schuldsvermutung und freien Beweisführung gemäß § 244 StPO kommen so zur vol-
len Beachtung und sind damit im Einklang mit dem Grundgesetz.  

Darüber hinaus würde die Beweislastumkehr zulasten des Beamten führen mit diesem 
Gesetz. Durch die Unschuldsvermutung muss zwangsläufig dem Verdacht nachge-
gangen werden, dass der Beamte nicht korrekt im Einklang mit dem Gesetz gehandelt 
hat. Unwiderruflich müssten entweder Ermittlungsmaßnahmen durch die Staatsan-
waltschaft oder nach dem LDG NRW disziplinare Ermittlungen aufgenommen werden. 
Durch eine Behauptung alleine oder Indizien werden damit Maßnahmen erforderlich, 
die zu erheblichen bürokratischen Maßnahmen führen würden. Die bisherigen ausrei-
chenden vorhandenen Kontrollmöglichkeiten der dazu vorhandenen behördlichen 
Stellen, Polizeibeauftragter, Beschwerdemanagement, würden quasi ausgehebelt. 
Das ist nur ein Beispiel aus dem polizeilichen Bereich, aber es gibt auch noch ein 
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exzellentes Beispiel aus dem Lehrerbereich. Da würde ich an Frau Mistler übergeben, 
um dieses Beispiel noch darzulegen.  

Sabine Mistler (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Bei den Lehrkräften sieht 
das noch mal ganz anders aus, denn das ist tatsächlich der Fokus auf Bildung hier. 
Wir haben tagtäglich in den Schulen 120 bis 150 Schülerinnen und Schüler vor uns, 
die tatsächlich eigene, ganz persönliche Dispositionen haben. Ich stelle mir jetzt ge-
rade das Beispiel vor, im Deutschunterricht einen literarischen Text zu behandeln, der 
provozieren muss, der irritiert oder auch mal verletzend sein kann und Fragen aufwirft. 
Genau das ist ja das, was unsere jungen Menschen lernen müssen. Das ist das, was 
Schule wichtig ist. Dafür ist Bildung notwendig. Das heißt, wir sollen nicht wegschauen, 
wir sollen nicht vorschnell urteilen, sondern Sprache, Geschichte, Macht, Moral und 
Perspektiven sind zu analysieren. Dafür braucht eine Lehrkraft Rückendeckung. Sie 
darf nicht befürchten müssen, dass es eine Zumutung ist, sondern ein anspruchsvoller 
Unterricht muss dieses beinhalten. Das darf nicht per se als diskriminierendes Handeln 
ausgelegt werden.  

Ich denke, es ist auch noch in diesem Kontext ein ganz wichtiger Aspekt, hier die No-
tengebung in den Fokus zu nehmen. Bislang ist es eben nicht so, wie es das LADG 
jetzt vorsieht, dass man jetzt auch nach dem neuen LADG-Entwurf eine Einzelnote in 
den Fokus nehmen kann. Stellen wir uns vor, was das für das Handeln der Lehrkräfte 
bedeutet. Das ist keine pädagogische Freiheit mehr. Das ist kein Auf-den-Weg-Brin-
gen und Bildung vermitteln, sondern das ist ein Eingrenzen. Das ist eine Kontrolle auf 
das Handeln bezogen und nicht auf das Thema „Bildung“ und auf das, was wir unseren 
jungen Menschen vermitteln müssen, und zwar ganz im Sinne der Antidiskriminierung 
in unserem Land.  

Prof. Dr. Martin Diller: Die erste Frage war nach den praktischen Auswirkungen. Frau 
Yousef, ich habe aufmerksam gelesen, was Sie geschrieben haben. Ich finde, Sie ha-
ben die praktischen Auswirkungen auf Seite 1 Ihrer Stellungnahme sehr präzise be-
schrieben. Da schreiben Sie als Legitimation dieses Gesetzentwurfs: 

„Umso wichtiger ist es, dass dieses Handeln nachvollziehbar, überprüfbar 
und diskriminierungsfrei erfolgt.“ 

Die ersten beiden Punkte sind aus meiner Sicht die entscheidenden. Wir werden ge-
rade im Bereich der Ermessensverwaltung, also gerade im Bereich der Schulen, ge-
rade im Bereich der Polizei, genau das kriegen. Nämlich alles, was ich tue, muss nach-
vollziehbar und überprüfbar sein. Wir werden einen großen Anteil an Lehrern und an 
Polizisten haben, die am Schluss nichts anderes machen, als lückenlos zu dokumen-
tieren, warum sie diesen farbigen Bürger kontrolliert haben, warum sie diesem auslän-
dischen Schüler oder Schüler mit Migrationshintergrund diese schlechte Note gegeben 
haben.  
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Wenn der Gesetzentwurf sagt, da werden keine großen Kosten entstehen, ich sehe 
das genau anders. Wenn ein Großteil der betroffenen Bediensteten des Landes nach-
her nur noch dokumentiert, dann werden hier gewaltige Kosten entstehen.  

Die zweite Folge, von der man nicht weiß, ob sie eintritt, aber mit der man rechnen 
muss, ist, dass bestimmte Bevölkerungsgruppen oder bestimmte Personengruppen 
versuchen, dieses Gesetz zu instrumentalisieren, um die Verwaltung lahmzulegen, um 
sie zu entmutigen, bis irgendwann die Bediensteten des Landes aufgeben. Nehmen 
Sie ein Beispiel. Auf der Zugfahrt hierher habe ich einen SPIEGEL-Bericht über die 
nordrhein-westfälischen Großstädte Hagen, Dortmund, Duisburg, Gelsenkirchen gele-
sen, wo mehr als 10.000 Bulgaren und Rumänen, meistens Sinti und Roma, leben, 
von denen ein erheblicher Teil Sozialleistungen erhält. So, wie es aussieht, findet da 
in erheblichem Umfang Sozialleistungsbetrug statt, indem man sich gegenseitig attes-
tiert, man hätte Minijobs woanders, dann ist man ja bezugsberechtigt. Das können Sie 
jetzt flächendeckend durch ständige Diskriminierungsbeschwerden und Diskriminie-
rungsklagen unterminieren, dass man dagegen vorgeht, solange bis irgendwann mal 
der ermittelnde Beamte, sei es bei der Polizei oder bei der Verwaltung, sagt: Das tue 
ich mir nicht weiter an, ich kriege ständig Disziplinarverfahren, ich werde nicht mehr 
befördert, ich lasse es bleiben. – Das ist die Gefahr dieses Gesetzes.  

Sven Werner Tritschler (AfD): Vielen Dank auch von unserer Seite für die zahlreichen 
Stellungnahmen.  

Meine erste Frage geht ebenfalls an Herrn Rettinghaus, insbesondere auch als Ver-
treter der Polizeigewerkschaft. Können Sie uns von den Erfahrungen aus Berlin mit 
dem vergleichbaren Gesetz berichten? Es ist ja, wenn ich es richtig verstehe, so, dass 
NRW-Polizisten, wenn sie zur Amtshilfe in Berlin eingesetzt werden, per Verwaltungs-
vereinbarung befreit sind von dem Gesetz in Berlin. Wäre es jetzt quasi so, dass NRW-
Polizisten in Zukunft in NRW an das Antidiskriminierungsgesetz NRW gebunden sind, 
aber wenn sie in Berlin im Einsatz sind, nicht? Können Sie dazu ein bisschen ausfüh-
ren? 

Die zweite Frage geht an Herrn Dr. Vosgerau. Sie bestreiten gänzlich das Bestehen 
einer Schutzlücke. Welche konkreten Defizite behauptet denn der Gesetzgeber, die 
Sie bestreiten?  

Erich Rettinghaus (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Das ist so weit richtig. 
Wenn NRW-Kräfte zur Unterstützung zum Land Berlin fahren und dort auch tätig wer-
den, gilt das dortige Antidiskriminierungsgesetz nicht für die Kräfte aus NRW. Das war 
die Voraussetzung seinerzeit, dass das Innenministerium, unser Innenminister über-
haupt NRW-Kräfte nach Berlin geschickt hat. Das ist so, und ich habe auch keinen 
anderen Stand. Das ist heute noch so der Fall.  

Inwieweit dann unser LADG greift, da müsste ich wirklich ins Gesetz gucken, mit örtli-
cher Zuständigkeit usw. Ich kann mir jetzt nicht vorstellen, das LADG NRW gilt jetzt für 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 13 - APr 18/1217 

Integrationsausschuss (53.)  05.05.2026 
Ausschuss für Gleichstellung und Frauen (41.) 
Haushalts- und Finanzausschuss (94.) 
Innenausschuss (74.) 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich) rt 
 
 
Berlin. Aber dafür sind Juristen hier. Also, das weiß ich jetzt nicht. Aber das ist schon 
eine Verwunderung, die wir auch klar und deutlich geäußert haben. Wir führen hier 
was ein, was wir in Berlin abgelehnt haben. Auch wenn es ein bisschen anders ist und 
hier auch besser sein soll in NRW, ist es wieder ein Klein-Klein und führt letztendlich 
zu einem nicht mehr funktionierenden öffentlichen Dienst.  

Dr. iur. habil. Ulrich Vosgerau: Die Prämisse, die in der Gesetzesbegründung zum 
Ausdruck gebracht wird, nämlich dass eine Schutzlücke, eine Regelungslücke be-
stehe, weil das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz ja nur private Vermieter erfasse, 
aber die Polizei natürlich nach wie vor jeden diskriminieren darf nach Herzenslust, ist 
natürlich vollkommen verkehrt. Umgekehrt wird ein Schuh draus. Der europäische 
Richtliniengeber glaubte, Richtlinien erlassen zu sollen, die dann eben ins Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz umgesetzt werden mussten, weil im freiheitlichen Verfas-
sungsstaat von Haus aus erst mal keine Grundrechtsbindung Privater besteht, son-
dern Privatautonomie, und das passte eben der EU-Ebene nicht, und deswegen haben 
wir jetzt eine Art unmittelbare Grundrechtsbindung im Privatrecht, jedenfalls was die 
Gleichbehandlung angeht.  

Im öffentlichen Recht gilt immer schon von jeher die Grundrechtsbindung, allgemeine 
Grundrechtsbindung der öffentlichen Gewalt. In NRW ist es besonders einfach, weil 
hier eigentlich kein eigener Grundrechtskatalog besteht, sondern einfach auf die 
Grundrechte des Grundgesetzes verwiesen wird, also auch Art. 3, also auch die be-
sonderen Diskriminierungsverbote des Art. 3 Abs. 3 des Grundgesetzes. Das heißt, 
die öffentlichen Stellen dürfen von vornherein niemanden diskriminieren, und wenn sie 
es doch tun, dann kann man das vor das Verwaltungsgericht bringen, sodass auf den 
allerersten Blick das Gesetz überflüssig ist.  

Auf den zweiten Blick zeigt sich dann, dass in dieser Überflüssigkeit auch eine Gefahr 
liegt, weil sozusagen ein Regime aufgemacht wird, das rechtsstaatsparallel läuft, das 
also eine Rechtswidrigkeit parallel zum eigentlich bestehenden Rechtsstaat irgendwie 
aufstellen soll.  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Damit sind wir am Ende der ersten Runde und star-
ten mit der zweiten. Herr Blumenrath für die CDU-Fraktion.  

Peter Blumenrath (CDU): Meine erste Frage würde ich an den dbb richten. Wenn 
man aufs Gesetz schaut, dann sieht der § 5 ja eine Ungleichbehandlung bei legitimen 
Zwecken vor und damit bleibt lageabhängiges polizeiliches Handeln vollständig zuläs-
sig. Können Sie da einmal Ihre Interpretation darlegen. Vor allem würde mich auch 
noch mal interessieren, wie das AGG – das Gesetz wirkt ja auch auf Bundesebene – 
in die Arbeit der Bundespolizei eingreift.  

Meine zweite Frage würde ich an Herrn Thüsing richten. Welche Voraussetzungen 
müssen erfüllt sein, damit eine Diskriminierungsbeschwerde überhaupt Erfolg hat? 
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Also, reichen subjektive Empfindungen oder bedarf es objektiver Anhaltspunkte? Und 
welche Schutzmechanismen bestehen gegen unbegründete Vorwürfe gegenüber 
Lehrkräften, insbesondere in Verwaltungs- und Gerichtsverfahren?  

Erich Rettinghaus (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): In unserer Stellung-
nahme zu § 5 haben wir ausgeführt: 

„Grundsätzlich begrüßenswert ist die Aufnahme des breiten Spektrums an 
potentiellen Diskriminierungstatbeständen durch den offenen, nicht ab-
schließenden Katalog von Diskriminierungsmerkmalen in § 4 Abs. 2 des 
Entwurfs. Dies gilt insbesondere für die Merkmale des Antisemitismus in 
Gestalt der antisemitischen Zuschreibung, des Merkmals der Elternschaft 
und desjenigen der familiären Fürsorgeverantwortung. Allerdings benutzt 
der Gesetzesentwurf unterschiedliche Begrifflichkeiten. […] § 5 regelt Be-
nachteiligungen, obwohl sich die Vorschrift auf den § 4 bezieht. Hier ist es 
aus Sicht des DBB NRW erforderlich, dass ein einheitlicher Gesamttermi-
nus Verwendung findet, analog zum AGG, in dem nur von Benachteiligun-
gen gesprochen wird, um unscharfe Begrifflichkeiten auszuschließen. Dies 
trägt zur Verständlichkeit des Gesetzes bei, insbesondere wenn der Ge-
setzgeber selbst in der Begründung davon spricht, dass eine Diskriminie-
rung nie gerechtfertigt sein kann.“ 

Ich hoffe, dass ich das richtig beantwortet habe.  

Prof. Dr. Gregor Thüsing (Universität Bonn): Herzlichen Dank für die Frage. Das 
Problem an diesem Gesetz ist, dass es noch sehr viel weiter ist als das, was Berlin auf 
den legislativen Tisch gelegt hat. Wir haben ein Diskriminierungsgesetz, was an allen 
denkbaren Merkmalen anknüpft. Das, was in § 4 Abs. 2 genannt ist, sind ja nur Bei-
spiele, nur Insbesondere-Regelungen. Jeder andere Grund, benachteiligt zu werden, 
kann auch durch dieses Gesetz geltend gemacht werden. Das heißt, ich brauche gar 
nicht an das anzuknüpfen, was durch dieses Gesetz prominent formuliert wurde als 
verpönte Maßnahme, die jeder von uns intuitiv zurückweisen würde, sondern es kann 
jeder Umstand, jede Ungleichbehandlung hierdurch gerügt werden. Das ist das Be-
sondere an diesem Gesetz, dass wir hier einen zweiten Weg der Kontrolle von Ver-
waltungshandeln einführen, der Divergenzen zum bislang vorgesehenen Weg der 
Kontrolle von Verwaltungshandeln vorsieht. Wir haben hier diese Regelung zur Be-
weislast. Wenn Sie bei jeder Ungleichbehandlung von Personen, und das ist eben im-
mer dann, wenn ich mit Einzelpersonen bestimmte Dinge tue, mit anderen nicht – das 
ist Verwaltungshandeln, was eine Person adressiert und eine andere Person nicht; ich 
habe dann immer eine unterschiedliche Behandlung –, dann bin ich auf einmal in einer 
Beweislast drin, die eine ganz andere ist, als wir sonst im Verwaltungshandeln haben. 
Es gibt keine Schutzlücke bislang. Wenn es rechtswidrig ist, hatte ich Staatshaftungs-
ansprüche. Dann muss ich aber die Rechtswidrigkeit des Handelns darlegen. Jetzt 
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muss ich nur Indizien beweisen, die eine Rechtswidrigkeit vermuten lassen. Das ist ein 
sehr viel geringerer Maßstab. Da reicht eine hälftige Wahrscheinlichkeit. Und das führt 
dann eben dazu, dass wir ganz absurde Ergebnisse haben können, nämlich, dass ei-
nerseits im verwaltungsgerichtlichen Verfahren eine Rechtsverletzung nicht festge-
stellt wird, nicht festgestellt wird, dass die Verwaltung falsch gehandelt hat, anderer-
seits eine Klage nach dem Landesantidiskriminierungsgesetz erfolgreich sein kann, 
weil eben die vermutete Behauptung desjenigen, der sich auf diesen Rechtsweg be-
gibt, nicht widerlegt werden kann. Das ist absurd. Das ist etwas, was eben sehr viel 
weiter greift als das, was wir bislang von anderen Ländern vorgemacht bekommen 
haben.  

Ich bin hier bewusst hingekommen und habe mich nicht zuschalten lassen, weil das 
ein wichtiges Gesetz ist. Dieses Gesetz ist keine Kleinigkeit, sondern es deckt alles 
Verwaltungshandeln ab, und alle Gründe sind erfasst. Es ist offensichtlich von jeman-
dem geschrieben, der vielleicht in den letzten Feinheiten des Antidiskriminierungs-
rechts nicht so bewandert ist. Denn die besonderen Regelungen zum Beispiel zur mit-
telbaren Diskriminierung machen schlichtweg überhaupt keinen Sinn, wenn sie an alle 
Merkmale anknüpfen bereits bei der unmittelbaren Diskriminierung. Dann kann es gar 
keine mittelbare Diskriminierung geben. Das ist sinnwidrig. Das wird Ihnen jeder Jurist 
hörenden Herzens benennen können. Und deswegen, auch wegen der vielen Rechts-
förmlichkeitsfehler, die sich hier drin finden, sollte dieses Gesetz noch mal wirklich 
korrigiert werden. Wenn ich eine juristische Fee hätte, die mir einen Wunsch erfüllen 
könnte, und wenn diese Anhörung auch nur einen Sinn haben könnte, dann beschrän-
ken Sie das entsprechend dem Berliner Vorbild auf einen enumerativen Katalog von 
Diskriminierungsmerkmalen, aber machen Sie keinen offenen Katalog. Das ist 
schlichtweg sinnwidrig.  

Volkan Baran (SPD): Frau Stöckle, vielleicht können Sie die Antwort auf die erste Frage 
jetzt noch mal zu Ende bringen und noch mal ergänzen, weil Sie empfehlen ja nach-
drücklich die Einrichtung einer unabhängigen Ombudsstelle, die im Diskriminierungs-
fall beraten und auch schlichten soll. Da würden mich tatsächlich die Erfahrungen aus 
Berlin interessieren. Vielleicht können Sie auch mal darlegen, warum das so wichtig 
ist.  

Dann gehen zwei Fragen an Frau Duyar. Können Sie bitte aus Ihrer Sicht darlegen, 
warum die Ausnahme im Geltungsbereich für Gemeinden problematisch ist, was das 
in der Praxis bedeutet und warum es wichtig ist, dass aus Ihrer Sicht die Gemeinden 
und Kommunen dort auch Geltung finden sollen?  

Sie benennen auf der einen Seite europäische Richtlinien, die bisher noch nicht auf 
Landesebene umgesetzt wurden. Auf der anderen Seite gehen Sie auf aktuelle Stu-
dien ein, die ein Bild von individueller und struktureller Diskriminierung in öffentlichen 
Einrichtungen zeichnen. Können Sie das auch bitte kurz skizzieren für uns?  
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Jana Stöckle (Landes-Antidiskriminierungs-Gesetz-Ombudsstelle Berlin): Noch 
mal zur ersten Frage. Die Sorge einer Klagewelle hat auch die Entstehungsgeschichte 
des LADG in Berlin sehr begleitet. Deswegen kann ich nachvollziehen, woher die 
Frage kommt. Bis Ende 2024 – das können wir sagen anhand der Umsetzungsberichte 
zum LADG in Berlin – gab es etwa 20 Klagen. Wie es sich darüber hinaus entwickelt 
hat, kann ich heute nicht sagen, aber dadurch dürfte entkräftet sein, dass es eine Kla-
gewelle gab. Das ist insbesondere auch im Verhältnis zu sehen zu den Zahlen, die ich 
davor erwähnt habe, in Bezug auf die Ombudsstelle, weswegen das eine gute Über-
leitung ist zum nächsten Punkt, die Wichtigkeit der Ombudsstelle.  

Nur durch eine Ombudsstelle kann ein LADG stark werden. Es ist eine zentrale An-
laufstelle, die niederschwellig ansprechbar ist für Betroffene von Diskriminierung. 
Wenn wir uns anschauen, was Diskriminierungserfahrung ausmacht, dann ist auch 
total klar, dass das, was dann im nächsten Schritt durch eine Intervention der Om-
budsstelle erreicht werden kann, das ist, worauf es ankommt. Ein kleines Beispiel: Uns 
erreichen immer wieder Beschwerden von Menschen, die taub sind, denen im Kontakt 
mit Behörden keine besondere Kommunikationshilfe zur Verfügung gestellt werden. 
Den Personen geht es in der Regel nicht darum, einen Entschädigungsanspruch gel-
tend zu machen, sondern sie wollen und wünschen sich, dass im nächsten Behörden-
kontakt eine Kommunikationshilfe zur Verfügung gestellt wird. Genau das kann durch 
die Ombudsstelle erreicht werden, indem wir dann mit der öffentlichen Stelle das Ver-
fahren führen und auf das hinweisen.  

Die Ombudsstelle – das können wir nach fast fünfeinhalb Jahren sagen – wird von der 
Gesellschaft in Berlin wahnsinnig gut angenommen. Wir haben steigende Zahlen, die 
habe ich gerade schon erwähnt. Wir können aber auch feststellen, dass die Ombuds-
stelle sehr, sehr gut von der Verwaltung angenommen wird. Mit uns wird sehr gut und 
vertrauensvoll zusammengearbeitet. Wir bekommen immer wieder gespiegelt, dass 
Verwaltungen froh sind, dass es die Ombudsstelle gibt. Denn die Diskriminierungsbe-
schwerden, die wir haben, waren davor im Zweifel Dienstaufsichtsbeschwerden mit 
diskriminierenden Inhalten, und die können jetzt fachkompetent durch Juristinnen, die 
in diesem Bereich fachlich ausgebildet sind, gut bearbeitet werden. Dadurch kann so-
gar letztendlich eine Entlastung der übrigen Verwaltungsstruktur einkehren.  

Das so weit.  

Dr. Zübeyde Duyar (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes NRW): Vielen Dank für die Einladung und für die Frage. Ich 
spreche für die ADA NRW, heute insbesondere praxisbezogen, weil wir finden, dass 
es sehr relevant ist, dass diese Perspektive in der Gesetzgebungsebene Berücksich-
tigung findet. In Bezug auf die Anwendung auch auf die Gemeinden und Kommunen 
ist das deshalb wichtig, damit erst mal für die Betroffenen flächendeckend in ganz 
NRW ein effektiver Diskriminierungsschutz gegeben ist. Aus der Perspektive der Be-
troffenen, aber nicht nur der Betroffenen, auch anderer Menschen mit gesundem 
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Menschenverstand, ist das überhaupt nicht nachvollziehbar, warum das Gesetz sozu-
sagen Anwendung in Bezug auf Landesbehörden und damit für die Betroffenen bei 
Diskriminierung durch diese Behörden findet, aber bei einer Diskriminierung durch Be-
hörden der Gemeinden und Kommunen keinen entsprechenden Schutz gewährt. Das 
ist, finde ich, auch für die Behörden auf Landesebene und auch der Gemeinden und 
Kommunen etwas paradox. Insofern ist das auch unter denen eine Ungleichbehand-
lung und auch nicht nachvollziehbar. Also, zur Einheitlichkeit und Rechtsklarheit und 
zur Schaffung von friedlichem, gesellschaftlichem Zusammenleben und Transparenz 
für alle Beteiligten ist es einfach aus unserer Sicht notwendig, dass eine uneinge-
schränkte Anwendung des Gesetzes auch auf die Gemeinden und kommunale Ebene 
Anwendung findet.  

Carolin Arevalo (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrts-
pflege des Landes NRW): Ich würde dann gerne die zweite Frage beantworten, wenn 
Sie erlauben, die Frage der Umsetzungslücken der EU-Richtlinie und in welchem Bereich. 
Es ist vor allem der Bereich der öffentlichen Bildung, der von der EU-Antirassismus-
richtlinie erfasst ist. Da steht es deutlich drin. Man kann nicht sagen, dass etwa ein 
Amtshaftungsanspruch die Entschädigungsansprüche, die die Richtlinie vorsieht, das 
bereits abdeckt. Insofern gibt es da nach wie vor eine Lücke. Auch Art. 3 Abs. 3 Grund-
gesetz gewährt keinen Entschädigungsanspruch, keinen Schadensersatzanspruch.  

Zudem stellt die Richtlinie gewisse inhaltliche Ansprüche an die Geltendmachung von 
Schadensersatz-, Entschädigungs- und Unterlassungsansprüchen. Diese müssen 
nämlich verschuldensunabhängig sein. Das ist der Amtshaftungsanspruch gerade 
nicht. Da liegt die große Herausforderung bei der Geltendmachung von Amtshaftungs-
ansprüchen.  

Zudem sieht die Richtlinie vor, dass eine Beweiserleichterung, über die wir heute 
schon mehrfach gesprochen haben, gegeben sein muss. Auch das ist in den beste-
henden rechtlichen Möglichkeiten überhaupt gar nicht gegeben, auch keine unterstüt-
zende Rolle der Verbände, die die Richtlinie auch vorsieht. Also, gerade im Bereich 
der öffentlichen Bildung ist hier eine große Umsetzungslücke in Bezug auf die EU-
Antirassismusrichtlinie.  

Und dann fragten Sie noch nach den Studien, die wir zitieren. Ich denke, wenn man 
sich mit dem Thema beschäftigt, sind diese Studien sehr bekannt. Das Sozio-oeknomi-
sche Panel, das zum Diskriminierungserfahren von Personen befragt, kam zu dem 
Ergebnis, dass 27,4 % der Personen mit Diskriminierungserfahrung berichten, durch 
staatliches Handeln Benachteiligungen erlebt zu haben. Und das erfasst vor allem die 
Kontakte mit Ämtern, Polizei, Schule usw. Die InRa-Studie war eine wirklich riesige 
Studie. Sechs Millionen Euro wurden da investiert, sehr viele Akademiker*innen wur-
den da einbezogen. Es wurde wirklich sehr umfassend geforscht, in vielen Teilbereichen. 
Das kann ich jetzt nicht so schnell darlegen. Aber das hat gezeigt, es wurden sich 
konkrete Behörden genau angeschaut. Es wurde auch mit Behördenvertreter*innen 
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gesprochen. Und da hat sich auch gezeigt – es geht in dieser Studie nur um Rassismus –, 
dass sich das wirklich wie ein roter Faden durch die Behörden durchzieht. Das heißt 
nicht, dass es überall und immer vorkommt, aber dass es einfach ein Phänomen ist, 
das beständig vorkommt.  

(Dr. Zübeyde Duyar [Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der 
Freien Wohlfahrtspflege des Landes NRW]: Darf ich kurz ergänzen?) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Die Zeit ist schon abgelaufen. Wir gehen in die 
grüne Fraktion.  

Gönül Eğlence (GRÜNE): Ich möchte mich noch einmal an Frau Stöckle wenden. 
Jetzt haben wir viel über Beweislasterleichterung gesprochen. Ich gehe davon aus, 
dass auch heute schon das Verwaltungshandeln nachvollziehbar dokumentiert sein 
muss, in jedem Fall. Sie ordnen die Beweislasterleichterung als europarechtlich gebo-
ten ein. Vielleicht können Sie uns mal von Ihren Erfahrungen aus Berlin berichten. Wir 
machen so was ja nicht im luftleeren Raum. Fünf Jahre Erfahrung sind da. Vielleicht 
können Sie darauf einmal näher eingehen.  

Meine zweite Frage würde ich an Frau Duyar, die ja auch Juristin ist, wenn ich das 
richtig in Erinnerung habe, richten. Sie stellen noch mal klar, dass die Formulierung in 
dem Gesetzentwurf sich am AGG orientiert. Wenn ich richtig informiert bin, ist es sogar 
eins zu eins übernommen. Vielleicht können Sie da noch mal erläutern, warum diese 
Regelung aus Ihrer Sicht denn überhaupt notwendig ist und was denn der Unterschied 
zu einer Beweislastumkehr ist.  

Jana Stöckle (Landes-Antidiskriminierungs-Gesetz-Ombudsstelle Berlin): Ich kann 
mich meiner Vorrednerin von gerade sehr gut anschließen und möchte auch noch mal 
betonen, dass das EU-Recht ganz klare Vorgaben macht, was die Einführung einer 
Vermutungsregel angeht, wobei die aktuelle Regelung im Gesetzentwurf hier in NRW 
dem Schutzniveau auf jeden Fall zurückbleibt.  

Zu den Erfahrungen in Berlin kann ich sagen: In Berlin gibt es die Vermutungsregel, 
aber auch hier reicht bei Weitem nicht einfach nur ein einfacher Tatsachenvortrag, und 
zack ist die Schwelle zur Glaubhaftmachung erfüllt, sondern auch hier müssen sich 
Betroffene im gerichtlichen Verfahren den Mitteln des strengen Beweises bedienen 
oder eine eidesstattliche Versicherung vorlegen, die bekannterweise bei Falschaus-
sage strafbewehrt ist. Also, da sind durchaus auch noch Voraussetzungen zu erfüllen.  

Zudem ist festzustellen, dass diese Regelung in Berlin nicht dazu geführt hat, dass 
das LADG missbräuchlich, also in Form von Beschwerdemissbrauch verwendet wird.  

Ganz wichtig in dem Zusammenhang ist auch zu betonen, dass sich Ansprüche wegen 
Diskriminierung in Berlin auch nicht gegen einzelne Beschäftigte richten, sondern im-
mer gegen die Institution im Gesamten. In Berlin ist es so geregelt, dass es eine 
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Rahmendienstvereinbarung gibt zum LADG zwischen dem Hauptpersonalrat und der 
Finanzverwaltung, wo ganz klar geregelt ist, dass das Land Regressansprüche nur 
dann geltend machen kann, wenn es sich um vorsätzliches oder grob fahrlässiges 
Handeln handelt, was da auch noch sehr wichtig zu betonen ist. Deswegen kann auf 
jeden Fall aus der Berliner Erfahrung heraus ganz klar für diese Vermutungsregel plä-
diert werden, die mit Blick auf die Antidiskriminierungsrichtlinien der EU auch ganz klar 
erforderlich ist und hier eigentlich auch das legislative Ermessen auf null reduziert ist.  

Dr. Zübeyde Duyar (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes NRW): Ich kann mich dem nur anschließen und aus unserer 
Beratungspraxis in NRW noch mal bestätigen, dass es für die Betroffenen wirklich 
ganz schwer ist, diese erste Hürde, Indizien, glaubhaft darzulegen, damit sie über-
haupt dann den nächsten Schritt sozusagen weiterverfolgen können. Das ist schon 
eine hohe Hürde für die Betroffenen, weil sie einfach in dieser Schieflage des Macht-
verhältnisses einfach schlechter dastehen. Diese Indizien müssen sie auch glaubhaft 
machen anhand von Beweismitteln oder substantiierter Darlegung. Wir haben in NRW 
von den ganzen eingehenden Fällen aus 2024 – aus dem Jahresbericht zu entnehmen 
– die Fälle, die wir auch mitbekommen haben. Als juristische Begleitung bekommen 
wir auch die Verfahren mit, die vor das Gericht kommen. Das ist nicht mal eine Hand-
voll von Fällen, also Verfahren, die vor die Gerichte kommen. Das zeigt allein, dass es 
sehr schwierig ist für die Betroffenen, nicht nur allein mangels fehlender Ressourcen, 
dass diese Verfahren über diese außergerichtliche Verfolgung ihrer Rechte hinausge-
hen, sondern auch aufgrund dieser Beweisregelungen schon schwierig ist. Das heißt, 
die Beweislastumkehr ist es nicht in dem Sinne, dass die Gegenseite hier irgendwie 
schutzlos dasteht. Im Gegenteil, das ist nur eine Beweiserleichterung für die schlechter 
gestellten Betroffenen, sodass die Gegenseite aber immer noch das Recht hat, mit 
vollem Beweis und mit vollen Möglichkeiten glaubhaft zu machen, dass es sich hierbei 
um keine Diskriminierung handelt. Das ist im Ergebnis einfach nur rechtlich betrachtet 
auch fair.  

Ralf Witzel (FDP): Ich kann direkt anknüpfen an meine Vorrednerin, denn das war 
eine noch offene Frage aus der ersten Runde, die wahrscheinlich aus reinen Zeitgrün-
den noch nicht beantwortet werden konnte. Deshalb will ich sie hier wiederholen. Herr 
Professor Diller, wenn Sie vor allem so nett wären, zum Thema „Auswirkungen der 
Beweislastumkehr“ etwas zu sagen. Ich hatte ja vorhin die Frage gestellt: Wie soll man 
darlegen können, etwas nicht getan zu haben, wenn es über reine, sehr objektive Tat-
bestände wie Aufenthalt zum Zeitpunkt X am Ort Y hinausgeht, und das Ganze mit 
einer einjährigen Verjährungsfrist? Also, wenn jemand sagt: „Ich werde jetzt tätig, weil 
Sie haben mich vor einem Jahr bei der Polizei kontrolliert oder in der Schule falsch 
behandelt oder im Justizstrafvollzug“, wie ist das zu sehen? Sehen Sie das so wie Ihre 
Vorrednerin? 
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Die zweite Frage richtet sich an den Deutschen Beamtenbund. Wir haben ja auch die 
Fachlichkeit des Strafvollzugs, wenn ich es richtig sehe, durch Herrn Hirtz mit am 
Tisch. Können auch Sie aus der Praxis uns eine Einschätzung geben, was das für 
Ihren Ressortbereich bedeutet, für die betroffenen Beamten, insbesondere weil ja hier 
gerne vorgetragen wird, bislang hätte es in Berlin nicht zu einer Klagewelle geführt, 
sondern zu einer Verhaltensänderung bei Beamten, aber auch das hat ja dann seine 
faktische Auswirkung? Wie sehen Sie das speziell in dem Bereich, über den wir heute 
noch nicht gesprochen haben?  

Prof. Dr. Martin Diller: Mit der Beweislastumkehr ist es ganz einfach. Der Anknüp-
fungspunkt an der Diskriminierung ist eine innere Motivlage. Die ist nicht beweisbar. 
Die ist weder von dem betroffenen Bürger zu beweisen, noch ist er von dem Bediens-
teten zu beweisen. Das heißt, wer die Beweislast hat, verliert. So einfach ist das. Das 
ist wie bei der Frage, ob Sie einen Brief bekommen haben oder nicht, der Ihnen per 
Post geschickt worden ist. Ich kann nicht beweisen, dass ich ihn nicht bekommen 
habe. Der andere kann nicht beweisen, dass ich ihn bekommen habe. Wer die Be-
weislast hat, verliert. So ist das auch hier beim Diskriminierungsschutz. Das heißt, es 
kommt nur darauf an, und insofern stimme ich Ihnen voll zu, dass ich diese Eingangs-
schwelle überwinde, indem ich ein Indiz darlege, und dann dreht sich die Beweislast 
zulasten des Landes um, und das Land wird in dem Moment zwangsläufig den Prozess 
verlieren, weil es keine Beweismittel dafür gibt, dass der betreffende Bedienstete oder 
Beamte nicht ein missbilligenswertes Motiv hatte. Und selbst wenn der als Zeuge aus-
sagt und die Hand hebt und sagt: „Nein, ich wollte diesen Schüler nicht diskriminieren“ 
oder „Nein, ich wollte diesen Bürger bei der Polizeikontrolle nicht diskriminieren“, die 
Beweislast hat er, und das Gericht wird ihm nicht glauben, weil er ja Betroffener ist, 
weil gegen ihn wahrscheinlich ohnehin ein Disziplinarverfahren deswegen läuft. Das 
heißt, die Beweislastumkehr ist die entscheidende Stellschraube des ganzen Geset-
zes, und die geht hier in dem Entwurf noch weiter, als sie im AGG geht, denn im AGG 
gilt die Beweislastumkehr nur bezüglich des Motivs. Hier in dem Entwurf des Landes-
antidiskriminierungsgesetzes ist die Frage: Liegt überhaupt eine Benachteiligung vor? 
Bin ich also schlechter behandelt worden als andere? Auch die ist von der Beweis-
lastumkehr miterfasst. 

Und was, glaube ich, noch niemand gesehen hat, jedenfalls habe ich es in der Geset-
zesbegründung auch nicht gelesen: Die Beweislastumkehr hier in dem Gesetzentwurf 
gilt auch für die sexuelle Belästigung. Das heißt, ich muss gar nicht mehr, wenn ich 
mich beklage über eine sexuelle Belästigung, beweisen, dass ich belästigt worden bin, 
sondern auch da habe ich eine Beweislastumkehr.  

Wenn ich zu der Frage der Beweislast noch einen Satz anfügen darf. Es wurde gerade 
gesagt: Hoffentlich ist das Verwaltungshandeln schon jetzt nachvollziehbar und doku-
mentiert. – Einer meiner Söhne ist Lehrer. Der dokumentiert seinen Unterricht nicht, 
der hält den. Da gibt es keine Tonaufzeichnung, und der schreibt sich nicht auf, was 
diskutiert worden ist. Bei der polizeilichen Kontrolle wird es genauso sein. Ich bin als 
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Referendar mit Polizisten auf Streife gegangen. Die dokumentieren nicht, was sie ge-
sehen haben und welchen Ausweis sie sich angeguckt haben.  

Achim Hirtz (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Ich nehme Sie jetzt mal mit 
hinter die dicken Mauern des Justizvollzuges, denn dort ist Differenzierung kein Aus-
nahmefall, sondern tägliche Notwendigkeit. Sicherheit, Ordnung, Resozialisierung und 
Behandlung verlangen Entscheidungen, die sich an Verhalten, Prognosen, Risiken 
und konkreten Lageeinschätzungen orientieren. Genau hier entsteht im Zusammen-
hang mit einem LADG ein praktisches Spannungsfeld. Ein Beispiel ist die Verlegung 
aus Sicherheitsgründen. Wenn zum Beispiel zwei Inhaftierte wiederholt aneinander-
geraten und Hinweise auf eine Eskalation besteht, dann muss der Allgemeine Voll-
zugsdienst frühzeitig handeln können. Die Verlegung eines Inhaftierten auf eine an-
dere Abteilung dient dann nicht der Benachteiligung oder Diskriminierung, sondern der 
Konfliktvermeidung und der Sicherheit der Abteilung und der Gesellschaft. Behauptet 
der Betroffene später, die Maßnahme sei wegen seiner Herkunft oder seiner Religion 
erfolgt, kann daraus bei uns ein erheblicher Rechtfertigungsdruck entstehen. Die An-
stalt muss nachträchtig darlegen, dass ausschließlich sicherheitsrelevante Gründe 
maßgeblich waren. Gerade Konfliktlagen, die wir täglich haben, sind jedoch oft dyna-
misch, schwer objektivierbar und beruhen auf Erfahrung, Beobachtung und Lageein-
schätzung. Die Folge wäre mehr Dokumentation, mehr Prüfaufwand und die Gefahr, 
dass die Bediensteten im Zweifel später als früher handeln.  

In diesem Zusammenhang möchte ich auch die Belastung des Justizvollzuges beto-
nen. Letzte Woche im Rechtsausschuss wurde darüber berichtet, dass von 6.600 
Planstellen 5.000 Planstellen im Dienst sind. Der Rest ist nicht besetzt oder dienstun-
fähig. Wenn diese Kolleginnen und Kollegen jetzt auch noch tagtäglich solche Vor-
würfe, die aber auf rechtsstaatlichem Handeln beruhen, dokumentieren müssten, dann 
ist irgendwann das Buch zu und das Licht geht im Justizvollzug aus.  

Sven Werner Tritschler (AfD): Erste Frage an Herrn Professor Diller. Sie sprechen 
in Ihrer Stellungnahme insbesondere die Problematik des offenen Kriterienkatalogs 
an. Können Sie dazu noch mal ausführen?  

Und an Herrn Vosgerau. Sie sprechen anlehnend an das, was Herr Professor Thüsing 
gerade ausgeführt hat, von einem dritten Kriterium zwischen rechtmäßig und rechts-
widrig. Können Sie uns das noch ein wenig ausführen?  

Prof. Dr. Martin Diller: Zu dem offenen Kriterienkatalog. Da zieht sich durch die Ge-
setzesbegründung und auch durch viele Stellungnahmen ein fundamentales Missver-
ständnis. So verstehe ich das jedenfalls. Da werden einzelne Kriterien aufgezählt, aber 
die sollen ja nicht abschließend sein. Offenbar meinen die Verfasser des Entwurfs, 
dass diese ungeschriebenen Kriterien irgendwie ähnlich sein müssen wie die geschrie-
benen, also moralisch verwerflich oder ganz daneben oder in der Nähe. Aber das geht 
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aus dem Gesetzentwurf und der Begründung überhaupt nicht hervor, sondern das Ge-
setz sagt, jede Benachteiligung, jede ungleiche Behandlung ist eine Diskriminierung, 
egal, aus welchem Grund. Und dann kommen in der Gesetzesbegründung so humo-
ristisch gemeinte Beispiele, die sind aber alle richtig. Natürlich darf ich nicht Fußball-
fans von Fortuna Düsseldorf anders behandeln als die vom 1. FC Köln. Ich darf Reichs-
bürger nicht schlechter behandeln als andere, ob das jetzt Spinner sind oder nicht, es 
ist egal. Ich darf nicht parteipolitische Überzeugung anders behandeln. Ein offener Ka-
talog ist eben ein offener Katalog und nicht ein Katalog von Ähnlichem. Das steht da 
nicht. Das führt natürlich auch die Beweislastumkehr vollkommen ad absurdum. Wenn 
es gar nicht darum geht, was ich denn eigentlich beweisen soll, dann brauche ich ei-
gentlich auch keine Beweislastumkehr, denn wo soll die hinführen? Insofern schließe 
ich mich meinem werten Kollegen Thüsing an. Dieser Gesetzentwurf ist atemberau-
bend in dem, was er allein an strukturellen Fehlern enthält.  

Dr. iur. habil. Ulrich Vosgerau: Wenn man den Gesetzentwurf analysiert, dann 
kommt man in ein zweistufiges Verfahren. Ich bin mir nicht ganz sicher, ob jeder Jurist 
in der zweiten Stufe ankommt, aber die zweite Stufe wäre die wichtige. Auf der ersten 
Stufe denkt man zunächst, das Gesetz ist ja völlig überflüssig, weil ich jegliche Diskri-
minierung, die dann auch auf rechtswidriges Handeln hinausläuft, ohnehin dann vor 
den Gerichten über die Grundrechtsgeltung wirksam werden lassen kann. Und da gibt 
es dann übrigens auch einen Schadensersatzanspruch, nämlich in Gestalt des öffent-
lich-rechtlichen Folgenbeseitigungsanspruchs. An den Amtshaftungsanspruch würde 
man ja zuletzt denken und das wäre auch verschuldensunabhängig, würde aber nur 
wieder die Rechtswidrigkeit voraussetzen.  

Auf der zweiten Stufe bemerkt man dann etwas, was die Sache sehr viel schlimmer 
macht, nämlich, dass das offensichtlich beabsichtigt gewesen ist von den Gesetzes-
verfassern. Das heißt, die wollen ein Kriterium machen abseits des rechtsstaatlichen 
Kriteriums. Der Rechtsstaat funktioniert nun mal im binären Code von rechtmäßig oder 
rechtswidrig. Das scheint hier für diesen Gesetzentwurf gerade keine Rolle mehr zu 
spielen, denn wenn es um rechtswidriges Handeln ginge, dann wäre es ja überflüssig. 
Das heißt, man will ganz bewusst einen Graubereich schaffen, wo Handlungen, die 
offensichtlich verwaltungsrechtlich überhaupt nicht rechtswidrig sind, dennoch irgend-
wie diskreditiert werden, als quasi rechtswidrig hingestellt werden sollen, auch erheb-
liche Rechtsfolgen zeitigen sollen. Das erinnert strukturell übrigens an die Entwicklung 
im Äußerungsrecht, die wir überall beobachten, wo dann versucht wird, mit Termini 
wie Hass und Hetze, was ja beides kein rechtswidriges Verhalten bezeichnet, so einen 
Graubereich zu schaffen und in der Öffentlichkeit den Eindruck zu erwecken, als wenn 
Äußerungen, die politisch inopportun sind, sich zumindest in der unmittelbaren Nähe 
des rechtswidrigen Handelns oder gar von Straftaten bewegen würden, was ja nicht 
der Fall ist. Genau dieselbe Struktur sehe ich auch in diesem Gesetz. Man versucht, 
bestimmte Dinge, die nun einmal nicht rechtswidrig sind, aber von einigen Leuten ir-
gendwie als unangenehm erlebt werden, völlig unabhängig von der Frage nach der 
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Rechtswidrigkeit eben als quasi Unrecht zu definieren. Das wäre ein Parallelregime 
völlig neben dem Rechtsstaat.  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Damit sind wir am Ende der zweiten Runde. Wir 
starten die dritte Fragerunde. Herr Blumenrath für die CDU-Fraktion.  

Peter Blumenrath (CDU): Ich würde in der nächsten Runde Frau Stöckle und auch 
den dbb ansprechen, und zwar noch mal zu Ihrer Einschätzung. § 8 LADG ist struktu-
rell identisch mit dem § 22 AGG. Jetzt ist diese Beweisregel eigentlich 20 Jahre lang 
in der Praxis sozusagen erprobt. Und jetzt würden wir einmal nachfragen, ob es aus 
Ihrer Sicht zu einer Welle unbegründeter Klagen bzw. zu einem Generalverdacht ge-
genüber Arbeitgebern oder anderen geführt hat, weil – ich hatte das eben auch schon 
mal gefragt – das ja im Grunde genommen auch identisch für die Bundespolizei greifen 
müsste.  

Die zweite Frage wäre: Die Ansprüche nach dem LADG NRW sind ausgeschlossen, 
wenn wegen desselben Sachverhalts bereits Ansprüche nach dem AGG bestehen. 
Begrenzt diese Subsidiarität Doppelstrukturen und parallele Verfahren aus Ihrer Sicht 
wirksam?  

Jana Stöckle (Landes-Antidiskriminierungs-Gesetz-Ombudsstelle Berlin): Ich glaube, 
da ist was durcheinandergeraten, denn die beiden Regelungen, also § 22 AGG und § 7 
LADG Berlin, sind nicht identisch. § 22 AGG ist vielmehr vergleichbar mit § 8 LADG im 
Entwurf, denn hier wie schon dargelegt ist eben dann das Indiz im Vollbeweis zu er-
bringen, wohingegen eben § 7 LADG Berlin entsprechend der EU-Vorgaben eine Ver-
mutungsregel enthält. Der Unterschied ist, dass wir bei dem Gesetzentwurf in NRW 
jetzt gerade den Vollbeweis erbringen müssen. Das bedeutet, es müssen zur Über-
zeugung des Gerichts diese Indizien auf eine Diskriminierung schließen lassen, wo-
hingegen bei der Vermutungsregel in Berlin es eben ausreichend ist, dass etwas 
glaubhaft gemacht wird, das heißt, überwiegend wahrscheinlich. Das ist der kleine, 
aber doch sehr feine Unterschied an der Stelle.  

Zur Bundespolizei. Das LADG Berlin findet auf jeden Fall keine Anwendung auf die 
Bundespolizei.  

Dann zur Sorge des Generalverdachts. Das ist auf jeden Fall auch eine Sorge, die die 
Entstehungsgeschichte des LADG sehr begleitet hat. Da kann ich wieder aus der Er-
fahrung in Berlin sagen, das hat sich nicht bewahrheitet. Denn das hätte sich dann erst 
mal in der Beschwerdeflut, wenn wir beim Beispiel der Polizei bleiben wollen, bemerk-
bar gemacht. Das ist aber nicht eingetreten. Ich habe mir die Zahlen noch mal ange-
schaut, die wir in Bezug auf polizeiliches Handeln bekommen haben seit Errichtung 
der Ombudsstelle. Es sind um die 208 Beschwerden. Das ist keine Beschwerdeflut. 
Deswegen hat sich das nicht bewahrheitet.  
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Erich Rettinghaus (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Nach dem vorliegen-
den Gesetzentwurf reichen ja bereits Indizien aus, die eine Vermutung für eine Be-
nachteiligung begründen, die Beweislast auf die öffentliche Stelle übergehen zu las-
sen. Diese Beweislastumkehr kann dazu führen, dass Beschäftigte sich mit ungerecht-
fertigten Vorwürfen ausgesetzt sehen und ihre Arbeit unter ständiger Unsicherheit und 
einem Klima der Angst oder Fehlinterpretation verrichten. Bereits der Nachweis eines 
geeigneten Indizes soll danach genügen, um eine Diskriminierung zu vermuten. Die 
betroffene Behörde ist in der Verpflichtung, nachzuweisen, dass keine Diskriminierung 
stattgefunden hat, ein Nachweis, der schon begrifflich kaum erbracht werden kann, da 
Nichthandeln oder subjektive Entscheidungsprozesse nur eingeschränkt beweisbar 
sind. Damit wird die faktische Umkehr der Beweislast zulasten der Beschäftigten selbst 
bei komplexen Verwaltungsentscheidungen, in denen rechtliche Kriterien, Ermessens-
spielräume, organisatorische Abläufe oder priorisierte Gesetzesziele maßgeblich sind, 
eingeführt.  

Die Beweislastumkehr ist nach Auffassung des dbb NRW insgesamt missbrauchsan-
fällig. Sie kann dazu führen, dass unbegründete oder taktisch motivierte Vorwürfe den 
Arbeitsalltag der Beschäftigten belasten und das Vertrauen zwischen Bürgerinnen und 
Bürgern sowie Verwaltung nachhaltig schädigen.  

Zudem droht auch eine Kultur des Misstrauens, in der Beamtinnen und Beamte ihre 
Entscheidungen weniger an sachlichen Kriterien, sondern an der Furcht vor Diskrimi-
nierungsvorwürfen ausrichten.  

Schließlich eröffnet der Entwurf durchaus ein Missbrauchspotenzial, und die Kombi-
nation aus Beweislastverschiebung, Verbandsbeteiligung, Testing-Verfahren und ei-
nem nicht abschließenden Merkmalskatalog kann Anreize setzen, Fälle geschäftsmä-
ßig zu verfolgen oder Entschädigungen systematisch zu generieren.  

Wir dürfen nicht die Fälle vergessen, die Frau Stöckle gerade genannt hat, auch wenn 
das jetzt erst mal nicht als viel erscheint. Da sind ja Ermittlungen vorgeschaltet. In wie 
vielen Fällen, die dann bei der Ombudsstelle abschließend behandelt wurden, sind 
dann Disziplinarverfahren eingeleitet worden, Strafverfahren eingeladen worden in 
den Behörden? Wurden Versetzungen vorgenommen, Maßnahmen getroffen? Das ist 
alles gar nicht abschätzbar, und ein riesiger Verwaltungsaufwand wird da geschaffen. 
Das ist gar nicht im Sinne der Landesregierung, die eigentlich davon wegwill und zu 
einer Entbürokratisierung führen möchte und vor allem zu einer Modernisierung des 
öffentlichen Dienstes. Das führt zu einer Lähmung des öffentlichen Dienstes. Wer öf-
fentliche Sicherheit nicht mehr haben möchte, der sollte bitte dieses Gesetz schnells-
tens einführen. Dann hätten wir das nämlich auch geschafft.  

Hartmut Ganzke (SPD): Ich spreche hier für die SPD-Fraktion in dem Bereich des 
Innenausschusses. Wir haben ja eine gemeinsame Anhörung.  
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Ich habe zwei konkrete Fragen. Die erste konkrete Nachfrage ist an Herrn Albrecht, 
den Vorsitzenden des DGB Nordrhein-Westfalen, und die zweite wird an den Sachver-
ständigen Professor Dr. Diller, den Kollegen Diller – das sage ich als Jurist und Anwalt –, 
gehen.  

Herr Albrecht, Sie haben in Ihrer Stellungnahme natürlich besonders – das ist nicht 
überraschend gewesen – die Beschäftigtenperspektive angesprochen, die, glaube ich – 
da sind wir uns alle einig –, wirklich das Wichtigste in dem Bereich ist. Die Frage an 
Sie: Was müsste denn an diesem Gesetz – die drei, vier wichtigen Sachen – geändert 
werden, damit die Beschäftigten, für die Sie ja hier gesprochen haben, wirklich sagen: 
„Das ist ein Gesetz, mit dem wir uns gut auseinandersetzen können bzw. das wir gut 
beachten können“? Das wäre die konkrete Frage an Sie.  

Herr Professor Diller, Sie haben in Ihrer ausführlichen Stellungnahme, die ich sehr 
interessiert gelesen habe, unter Ziffer 15 einen kleinen Exkurs nach Rheinland-Pfalz 
gemacht. Sie haben mitgeteilt, was in Rheinland-Pfalz nicht ist. Die konkrete Frage an 
Sie: Was wäre, wenn man dieses Gesetz hier in Nordrhein-Westfalen sieht, zu lernen 
von Rheinland-Pfalz, was möglicherweise wichtig wäre, um diesem Gesetz eine Sache 
zu geben, die vielleicht auch in Rheinland-Pfalz funktioniert? Wir haben jetzt sehr viel 
von Berlin gehört, deshalb wäre die konkrete Frage, wenn Sie da Einblicke haben in 
Rheinland-Pfalz, was Sie uns mit auf den Weg geben können, was möglicherweise die 
Rheinland-Pfälzer dort richtig gemacht haben.  

Thorben Albrecht (Deutscher Gewerkschaftsbund NRW): Vielen Dank für die Frage. 
Die Beschäftigtenperspektive ist uns als Gewerkschaftsbund natürlich sehr wichtig, 
genauso wie uns wichtig ist, dass sozusagen für die Betroffenen klar ist, wie die Ein-
gangshürden sind. Das ist mir in der Debatte noch nicht ganz klargeworden. Es ist 
aber auch wichtig, dass die Beschäftigten nicht unter Generalverdacht gestellt werden. 
Ich glaube, dass man das hinbekommen kann.  

Um die Frage zu beantworten, wie man es hinbekommen kann: Man muss sehr deut-
lich machen – das ist im Gesetz aber grundsätzlich angelegt –, dass sich sozusagen 
die Eingaben gegen die Behörde, nicht gegen die Beschäftigten richten. Um das 
durchzuhalten, muss man dann allerdings tatsächlich klare Verfahren haben. Dazu 
habe ich in der ersten Fragerunde schon ein paar Punkte gesagt. Es ist sehr wichtig, 
dass, wenn es Untersuchungen gibt, diese nicht von den Disziplinarvorgesetzten er-
folgen dürfen und nicht von denjenigen, die sozusagen für die weiteren Karriereschritte 
der einzelnen Kolleginnen und Kollegen zuständig sind. Und wir brauchen auch, ähn-
lich wie Frau Stöckle das für Berlin schon angesprochen hat – da ist es in der 
Dienstvereinbarung geregelt ... Das halten wir für einen sehr, sehr wichtigen Punkt, 
den wir auch gerne ins Gesetz aufgenommen hätten. Wenn es um die Frage des Re-
gresses geht, muss sehr klargestellt sein, dass ein Regress gegen einzelne Beschäftigte 
nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit erfolgen kann und sonst die Behörde dieje-
nige ist, die für den Regress verantwortlich ist. Und wir brauchen für die Beschäftigten, 
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die in solchen Verfahren sozusagen betroffen sind, Ansprechstellen, wohin sie sich 
sozusagen mit ihren Fragen, die sich in so einem Verfahren ergeben, wenden können 
und wo sie eine Unterstützung bekommen können. Auch das halten wir für notwendig.  

Prof. Dr. Martin Diller: Vielen Dank für die Frage. Das Land Rheinland-Pfalz hat an 
zwei Punkten eine ganz andere Systematik als hier der Entwurf des nordrhein-westfä-
lischen Gesetzes, nämlich zum einen, es gibt einen festen Kriterienkatalog, keinen 
unbegrenzten. Ich halte es – ich kann mich da nur wiederholen – für absurd, ohne 
einen festen Katalog zu arbeiten.  

Der zweite Punkt ist die fehlende Beweislastumkehr. Damit kommt man vielleicht auf 
den richtigen Weg, wenn man sagt, wir wollen nicht nur ein Zeichen setzen, sondern 
wir wollen auch Zustände verbessern, die vielleicht an der einen oder anderen Stelle 
da sind. Dann ist meines Erachtens der falsche Weg, zu sagen, die Leute sollen zu 
Gericht ziehen, von einer Beweislastumkehr profitieren. In vielen Fällen wird das Land 
auch noch Prozesskostenhilfe bezahlen, sodass man auf eigene Kosten es den Leuten 
leichter macht, das eigene Land zu verklagen, und dann auch noch, ohne dass viel-
leicht der Bedienstete einen Fehler gemacht hat, nur weil die Beweislast sich umge-
dreht hat. Das halte ich für den falschen Weg.  

Hier ist viel gesprochen worden über Ombudsstellen und Ähnliches. Das ist aus meiner 
Sicht der richtige Weg, wenn es Schwierigkeiten gibt, dass man das intern klärt, auch 
unter Einbeziehung von Verbänden, aber dass man diese Sachen nicht zu Gericht 
trägt. Das ist aus meiner Sicht der falsche Weg. Ich bin in Leverkusen aufgewachsen, 
lebe zwar seit 30 Jahren in Stuttgart, aber meine Heimat ist hier. Ich lese auch in Stutt-
gart immer von dem berühmten Familienclan in Leverkusen – ich kenne die Einzelhei-
ten nicht –, ob es SPIEGEL oder sonst wo ist. Also, die Vorstellung, dass man als 
Polizei hier einschreitet und versucht, das in den Griff zu kriegen, und dann wird man 
bombardiert mit Klagen, ob die dann am Schluss Erfolg haben oder nicht, aber das 
desavouiert aus meiner Sicht die Beschäftigten. Dieser Weg über die Gerichte mit der 
Beweislastumkehr überzeugt mich nicht.  

Simon Rock (GRÜNE): Ich habe eine Frage an den dbb, wer auch immer von Ihnen 
Dreien darauf antworten möchte. Ich habe in den vergangenen Anhörungen zu anderen 
Themen den dbb durchaus so wahrgenommen, dass Sie da an evidenzbasierter Politik 
sehr interessiert sind. Deshalb gehe ich davon aus, dass Sie das bei dem LADG nicht 
anders handhaben werden. Jetzt haben Sie in Pressemitteilungen davon gesprochen, 
dass durch das LADG aus Ihrer Sicht eine Beanstandungsindustrie zu entstehen 
drohe. Sie haben, Herr Rettinghaus, eben von einer drohenden Lähmung des öffentlichen 
Dienstes bzw. einem nicht mehr funktionierenden öffentlichen Dienst gesprochen. 
Wenn man sich die Presseberichte zur Diskussion der Einführung des Landesantidis-
kriminierungsgesetzes in Berlin anguckt, dann waren die Diskussionen ähnlich. Fünf 
Jahre später gibt es dazu Zeitungsberichte, die überschrieben sind mit „Beschwerdewelle 
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Fehlanzeige“. Frau Stöckle hat das ja auch gerade aus ihrer Sicht sehr eindrucksvoll 
dargestellt, dass das alles so gar nicht geschehen ist. Aber möglicherweise ...  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich darf Sie bitten, zur Frage zu kommen, Herr Rock. 

Simon Rock (GRÜNE): Ja, das mache ich sofort. Möglicherweise sind die Zeitungs-
berichte ja nicht zutreffend. Deshalb würde mich interessieren: Liegen Ihnen konkrete 
Hinweise – ich meine jetzt wirklich konkrete Hinweise – Ihrer Kolleginnen und Kollegen 
in der Polizei, im Schulbereich, in der Justiz aus Berlin vor, dass es tatsächlich zu 
einem nichtfunktionierenden öffentlichen Dienst, zu einer Lähmung des öffentlichen 
Dienstes oder zu einer Beanstandungsindustrie gekommen ist?  

Gönül Eğlence (GRÜNE): Ich stelle die zweite Frage in dieser Runde, und zwar an 
Frau Duyar.  

Sie heben in Ihrer Stellungnahme hervor, dass es im Falle von Diskriminierungen häu-
fig nicht um individuelles Verhalten geht, sondern dass letzten Endes Strukturen viel-
fach diskriminierend wirken können. Inwiefern kann der vorliegende Gesetzentwurf 
aus Ihrer Sicht dazu beitragen, genau solche strukturellen Risiken in der Verwaltung 
künftig besser sichtbar und bearbeitbar zu machen?  

Erich Rettinghaus (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Zu Ihrer Frage, Herr 
Rock. Berlin und Nordrhein-Westfalen sind gar nicht vergleichbar, Stadtstaat, Flächen-
land, Einwohnerzahl etc. Der Vergleich hinkt also. Ich frage mich grundsätzlich, wie 
die Länder, die kein LADG bekommen, klarkommen im täglichen Leben und mit der 
Gesetzeslage. Anscheinend ist da ja dann Diskriminierung vorprogrammiert, was na-
türlich nicht der Fall ist. Also wundere ich mich schon über die Vehemenz, die generell 
an den Tag gelegt wird in Nordrhein-Westfalen, so ein Gesetz in einem funktionieren-
den öffentlichen Dienst Gesetz werden zu lassen.  

Flächenland, nicht vergleichbar. Im Gesetz reichen Ihnen ja auch Indizien. Dann müs-
sen Ihnen jetzt auch erst mal Indizien reichen, die ich Ihnen jetzt mal sagen kann aus 
der Praxis. Die Praxis zählt ja eigentlich am meisten. Das ist ein Fall, den ich eben 
schon gesagt hatte: Aussage gegen Aussage, nicht beweisbar, dann die Beweis-
lastumkehr. Jetzt möchte ich den Fall von gerade, die Clan-Struktur, die Familienclans 
in Leverkusen, aufgreifen, wo die OK bekämpft wird durch unsere speziellen kriminal-
polizeilichen Dienststellen mit speziellen Sachbearbeitern, die da viel Arbeit investie-
ren. Dann nimmt sich ein Familienclan gezielt diese Dienststelle vor und fühlt sich dis-
kriminiert am laufenden Band, und immer wieder ein anderer von einem und demsel-
ben, von dem nächsten Kollegen, von den Kollegen, die gegen die ermitteln. Irgend-
wann haben die Kollegen dann vier Verfahren, fünf Verfahren, Disziplinarverfahren, 
und alles muss erst mal ausermittelt werden, 18 Gesetze greifen. Ich frage mich: Wofür 
brauchen wir das denn? Das war jetzt mal aus der Praxis gesagt. So kann man eine 
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ganze Dienststelle, eine ganze Ermittlung lahmlegen. Das war jetzt nur ein Beispiel 
auf Leverkusen bezogen. Irgendwelche Straßengangs, die das auch noch überlegen, 
machen sich da einen Jux draus und kassieren auch noch Schmerzensgeld. Also sub-
ventionieren wir auch noch die, die die Straftaten begehen, und müssen dann noch 
beweisen, dass wir die nicht diskriminiert haben. Also, irgendwas hinkt aus der Praxis 
gesehen ganz gewaltig an diesem Gesetz.  

Frau Mistler möchte noch etwas hinzufügen.  

Sabine Mistler (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Ein kleines Beispiel aus 
der Schule. Wir mussten bis zum Ende letzten Jahres Konzepte für den Schutz gegen 
Gewalt und sexuellen Missbrauch fertigstellen an den Schulen. Das ist sicherlich auch 
wichtig. Aber ich möchte Ihnen ein Resultat daraus mitteilen. Das geht zu Prävention, 
Verhaltensindex und Partizipation von Schülerinnen und Schülern. Das ist natürlich 
eine wichtige Grundlage. Aber Bestandteile dieses Schutzkonzeptes sind beispiels-
weise, dass Kolleginnen ein Leitbild festlegen müssen, dass sie einen Verhaltensko-
dex deklarieren, Personalverantwortung übernehmen und auch Fortbildungen gene-
rieren. Was wir jetzt in den Personalratsstrukturen festlegen, ist, dass jetzt reihenweise 
Kollegen und Kolleginnen in die Bezirksregierungen eingeladen werden unter einem 
Verdacht, der nicht näher spezifiziert ist, auch mit Unterstützung von Personalräten, 
denen beispielsweise der Vorwurf vorgetragen wird, dass ein Schüler, eine Schülerin 
das Gefühl habe, Lehrkraft XY mag die Person nicht, und die Lehrkraft muss sich dazu 
verhalten. Also, das könnte ich mir jetzt gut vorstellen, dass sich das noch weiterent-
wickelt. Es ist tatsächlich eine unglaubliche Belastung für das System. Die Rückmel-
dung aus den Gremien ist: Kann man das nicht auf Schulebene klären? Aber da die 
Möglichkeit besteht, den Weg zu gehen, den ich auch jetzt hier im LADG angelegt 
sehe, halte ich das für sehr, sehr problematisch, wenn wir darauf im Detail jetzt dann 
noch die Erweiterung sehen.  

(Achim Hirtz [dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW]: Ich möchte 
ganz kurz!) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Die drei Minuten sind eigentlich rum.  

Achim Hirtz (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Nur ein ganz kurzer Hinweis 
auch zum Vergleich mit dem Berliner Vollzug. Das sind andere Vollzugstrukturen. Ein 
Beispiel ist, dass wir in Nordrhein-Westfalen den Justizvollzugsbeauftragten haben, an 
den sich Inhaftierte wenden können. Den gibt es meines Wissens in Berlin nicht.  

Dr. Zübeyde Duyar (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes NRW): Vielen Dank für die Frage. Ich kann wirklich die Be-
fürchtungen, Ängste, Sorgen, die da sind, in gewissem Maße nachvollziehen. Diese 
sind aber aus der Erfahrung der jahrelangen Praxis in der Antidiskriminierungsarbeit 
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hier in NRW meiner Einschätzung nach nicht begründet. Wir haben die Parallelen in 
Bezug auf die Beschwerden, die im Kontext des AGG immer wieder bei uns eingehen. 
In diesen Fällen ist es nicht zu einer Klagewelle gekommen. Ganz im Gegenteil, das 
ist nur minimal. Das kann man auch auf ein LADG NRW übertragen. Auch da wird es 
voraussichtlich meiner Einschätzung nach so sein, dass es nicht zu einer Klagewelle 
kommen wird. Bisher ist es auch so, dass die Betroffenen, weil es kein LADG NRW 
gibt, eben von ihrem Recht auf Dienstaufsichtsbeschwerden Gebrauch machen, die in 
der Regel in der Praxis zwar geprüft werden und wozu es eine Rückmeldung gibt, aber 
ins Leere laufen. Das bedeutet auch für die Gegenseite Arbeit. Das bedeutet nicht, 
dass sie sich damit nicht auseinandersetzen müssen.  

Ein LADG NRW würde dazu führen, dass die Arbeit der Behörden entlastet wird. Für 
alle Beteiligten würde dies eine Entlastung bedeuten, und auch die Transparenz wäre 
da. Insbesondere in Bezug auf strukturelle Diskriminierung würde das eine Erleichte-
rung bedeuten. Heute Morgen haben wir zum Beispiel eine Fallanfrage reinbekom-
men. Da ging es um eine Schülerin, die für den ersten Tag des Opferfestes unterrichts-
frei haben wollte. Dann hatte die Lehrerin versucht, das bei der Schulleitung zu klären. 
Die Schulleitung hatte das pauschal abgelehnt, dass an dem Tag für alle Unterricht 
sei. Obwohl eigentlich das verfassungsrechtlich klar ist in dem Fall und auch in den 
einzelnen Bundesländern, auch in NRW, die Handhabung klar ist, kommt es zu sol-
chen Fällen in der Praxis. Da würde so ein LADG NRW einfachgesetzlich mehr Klarheit 
und Schutz auch für die Betroffenen schaffen. Die Lehrerin hatte in dem Fall auch der 
Beratungsstelle gegenüber erwähnt, dass sie selber nicht aus ihrer Position und ihrem 
Abhängigkeitsverhältnis heraus sich gegenüber der Schulleitung für das Mädchen ein-
setzen kann in dem erforderlichen Maße, und hatte an die Antidiskriminierungsstelle 
verwiesen und um Beratung und Unterstützung gebeten. Das sind so Fälle aus der 
Praxis, wo eine Ombudsstelle nicht nur in Einzelfällen, sondern umfassender entlas-
tend zur Seite stehen kann.  

Ralf Witzel (FDP): Ich darf wiederum direkt an meine Vorrednerin anknüpfen und den 
Ball Richtung Deutschen Beamtenbund herüberspielen. Es ist gerade viel gesprochen 
worden über Dienstaufsichtsbeschwerden, disziplinarrechtliche Konsequenzen. Ich 
möchte Ihnen die Frage stellen, nachdem gerade die Landesregierung fast parallel 
zum LADG die Attraktivitätsoffensive für den öffentlichen Dienst vorgestellt hat, der 
Ministerpräsident gesagt hat: „Wir wertschätzen die Arbeit unserer Landesbeamten“, 
was das an Verhaltensänderung bedeutet. Diese Frage hätte ich noch mal gerne ge-
klärt. Die große Klagewelle haben wir in Berlin nicht erlebt, aber Verhaltensänderun-
gen bei den Betroffenen. Also, was – ganz aus der Praxis – macht das mit Lehrkräften 
bei der Benotung, mit Polizeibeamten, die sich mit Großfamilienclans beschäftigen, mit 
der Justiz, die mit gewaltbereiten Inhaftierten zu tun hat, um diese Klagewelle zu ver-
hindern? Welche Verhaltensänderungen resultieren daraus mit welchen Folgen für 
den Dienst? 
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Die zweite Frage würde ich gerne an Professor Diller stellen. CDU und Grüne werben 
damit, dass hier wertvolle Strukturen finanziert und geschaffen werden. Da werden ja 
Budgetmittel lockergemacht. Es erhalten hier NGO-Strukturen eine ganz neue Bedeu-
tung. Auch Antira-Initiativen kann man dann super mit dieser Legitimation zukünftig 
umso stärker finanzieren, weil die liefern ja die Indizien für die Verfahren, die ich brau-
che, um bei der Beweislastumkehr, wenn ich keinen Beweis habe, trotzdem zum Ziel 
zu kommen. Wie finden Sie die Begründung aus Ihrer juristischen Perspektive, dass 
diese Strukturen alle im Umfeld bis hin zu überprüfungsbedürftigen NGO-Strukturen 
hier geschaffen, finanziert und einbezogen werden in die Verfahren, die aus dieser 
Gesetzgebung resultieren?  

Erich Rettinghaus (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Attraktivitätsoffensive 
und LADG für den öffentlichen Dienst sind nicht logisch zu erklären, beißt sich kom-
plett, wie auch immer, wenn da betont wird, wie wichtig der öffentliche Dienst ist. Hier 
wird eindeutig der öffentliche Dienst mehr belastet, egal, welcher Bereich davon be-
troffen ist. Es muss dokumentiert werden. Und es ist nicht so, als wenn wir uns jetzt 
schon im täglichen Dienst, egal, in welchem Bereich, nur ausruhen oder hinsetzen 
oder die Füße pflegen. Das machen wir nicht, sondern wir haben Aufgaben zu erledigen 
und die öffentliche Sicherheit insgesamt aufrechtzuerhalten. Wir haben einen Bildungs-
auftrag, und der Strafvollzug muss auch funktionieren, wie der Rest, den wir im Deutschen 
Beamtenbund abbilden, auch. Also, absolut nicht erklärbar, dafür habe ich auch keine 
Erklärung. Auf der einen Seite go, auf der anderen Seite doch nicht. Also völlig wider-
sprüchlich, ist einfach nicht nachvollziehbar.  

Was kann in der Praxis passieren? Ich hatte schon einige Fälle dargelegt. Wenn man 
sich jetzt darauf einschießt, eine Dienststelle oder eine Beamtin oder einen Beamten 
gezielt herauszunehmen, dann machen verschiedene Personen, die sich vielleicht 
kennen, aber nicht offiziell kennen, immer eine Beschwerde zu dem, was in einem 
Stadtteil jetzt gar nicht schwierig wäre. Und bei der Sammlung an sich, die sich hinter-
her in einer Vielzahl darstellt, hat das auch innerdienstliche Konsequenzen. Jeder Be-
hördenleiter wird hingehen und ein Disziplinarverfahren oder je nach Tatvorwurf ein 
Strafverfahren einleiten, um selbst auch sauber dazustehen, um selbst nicht eine 
Strafvereitelung zu kriegen oder sonstige Sachen. Bei der Häufung und den inner-
dienstlichen Konsequenzen sind die Auswirkungen ganz klar: keine Beurteilung, viel-
leicht eine Versetzung, eine andere Dienststelle, Familie gehen daran kaputt. Das ha-
ben wir alles schon erlebt, erleben wir im täglichen Alltag im gewerkschaftlichen 
Rechtsschutz. Das sind die Auswirkungen dieses Gesetzes, aus der Praxis formuliert, 
aus dem polizeilichen Bereich, und Frau Mistler hat noch ein Beispiel aus dem Lehrer-
bereich.  

Sabine Mistler (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Ich möchte jetzt allge-
mein dazu sagen, dass uns in der Schule droht, dass pädagogische Klarheit unter 
Verdacht gestellt wird, dass professionelles Handeln ein rechtliches Risiko sein wird, 
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und es droht, dass unsere Haltung zur Vorsicht treibt, dass wir lieber vermeiden als 
erziehen, dass wir lieber ausweichen als erklären und dass wir lieber glätten als bilden. 
Wer den Klassenraum zum juristischen Risikoraum macht, der nimmt der Bildung ihren 
Mut. Deswegen sagen wir: Diskriminierung bekämpft man nicht, indem man Lehrkräfte 
verunsichert, sondern indem man sie stärkt.  

Jetzt komme ich zu der Frage des öffentlichen Dienstes, wie er gestützt und unterstützt 
werden soll. Uns ist Diskriminierung nicht gleichgültig, sondern uns sind Bildung und 
die pädagogische Verantwortung enorm wichtig. Damit muss die Handlungsfähigkeit 
der Lehrkraft gestärkt und nicht gehemmt werden. Das wird im Umkehrschluss dazu 
führen perspektivisch, wenn es so kommt, wie wir uns das vorstellen, dass sich eben 
die Offensive, von der wir hier sprechen, in das Gegenteil kehrt. Wir brauchen junge 
Menschen, die diesen unglaublich wunderbaren Beruf auch zukünftig ergreifen wollen. 
Wir brauchen Lehrkräfte, die diesen Beruf auch weitermachen wollen und sich nicht, 
wie es in diesem Land schon viele getan haben, aus dem Dienst entfernen wollen.  

Achim Hirtz (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Wenn ich das noch ergänzen 
darf. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Aber auch dann wären wir schon wieder über die 
Zeit. Ich würde dann vielleicht auf die nächste Runde verweisen.  

Prof. Dr. Martin Diller: Die Frage nach der Rolle der Antidiskriminierungsverbände ist 
schwer zu beantworten. Auf Bundesebene spielen die bislang keine Rolle. Wie das 
wäre, wenn dieses Landesantidiskriminierungsgesetz NRW käme, ist schwer zu sa-
gen. Das hängt natürlich von der Finanzierung ab. Wir haben auf Bundesebene die 
Struktur, die ich nie verstanden habe, dass der Bund die Deutsche Umwelthilfe finan-
ziert und dann die Deutsche Umwelthilfe den Bund verklagt, er tue nicht genug gegen 
den Klimawandel. Warum man das Geld nicht direkt verwendet, um bessere Maßnah-
men gegen den Klimawandel zu ergreifen, erschließt sich mir nicht. Wenn das die 
Struktur wäre, die wir mit Antidiskriminierungsverbänden bekämen, dass die Durch-
setzung des Gesetzes so funktioniert, dass der Staat Dritten Geld gibt, die dann den 
Staat verklagen, das wäre aus meiner Sicht eine kafkaeske Struktur. Aber ob das so 
kommt, weiß ich nicht. Deswegen kann ich an der Stelle auch wenig sagen und will da 
auch wenig spekulieren.  

Sven Werner Tritschler (AfD): Zwei Fragen an Herrn Dr. Vosgerau. Sie kritisieren 
auch die Rolle der Antidiskriminierungsverbände. Welche konkreten Auswirkungen er-
warten Sie in dem Zusammenhang durch das Gesetz?  

Zweitens. Wir haben jetzt ziemlich viel über das Gesetz in Berlin gehört, dass es ja 
alles kein Problem sei. Vielleicht können Sie das für uns auch noch mal einordnen.  
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Dr. iur. habil. Ulrich Vosgerau: Das Gesetz sieht eben diese Einrichtung und die 
Rolle dieser Antidiskriminierungsverbände vor. Ich würde es sogar sehr viel kritischer 
sehen als Herr Kollege Diller. Also, ich würde nicht nur die seltsame Funktionsweise 
kritisieren, sondern ich habe ja mal den Begriff des zweiten öffentlichen Dienstes ge-
schaffen als Inbegriff all der Beschäftigten, hauptsächlich Akademiker, die in diesem 
staatlich finanzierten NGO-Sumpf tätig sind und sich dort als eine Art zweite öffentliche 
Gewalt gerieren und für sich in Anspruch nehmen, dass sie also Gemeinwohlregeln 
und allgemeine Regeln erst zur Durchsetzung bringen würden. Es ist also zu erken-
nen, dass in dem Gesetz der Ausbau eines solchen zweiten öffentlichen Dienstes an-
gelegt ist, und es liegt auf der Hand, dass dieser natürlich dann ein Interesse hat, 
ausgebaut zu werden, immer stärker finanziert zu werden. Das heißt, die müssen sich 
die Diskriminierungsfälle, wenn sie sie nicht haben, dann eben ausdenken, weil sie ja 
ihre eigene Existenz rechtfertigen wollen und ihre Stellen noch ausbauen wollen.  

Das erste Problem des Landes im Antidiskriminierungsgesetz in Berlin war gewesen, 
dass das Bundesland Bayern angekündigt hat, keine Polizisten mehr zu entsenden. 
Das musste dann – das war ja erwähnt worden – klargestellt werden, dass das nur für 
Berliner Polizisten gilt. Daraus folgt im Umkehrschluss, dass selbstverständlich ein 
Bundesland, das sagt, diese Regeln gelten für unsere Polizisten, auch wenn wir die 
anderen davon freistellen müssen, sonst würden sie nicht kommen, dann seinerseits 
gegen diese Fürsorgepflicht natürlich verstößt.  

In Berlin ist das Problem, dass die Beamten sich dann eben vorsorglich so verhalten, 
dass sie sich gar nicht erst in den Verdacht bringen, auch nicht um 17 Ecken, oder in 
diesen Verdacht gerückt werden. Das heißt, wenn dann jemand eben von der Haut-
farbe oder aus welchem Merkmal heraus so wirkt, dass er möglicherweise auch von 
einschlägigen linken Antidiskriminierungsorganisationen beraten und befeuert und an-
gestiftet so eine Klage dann anregen könnte, dann lässt man ihn eben ganz einfach in 
Ruhe. Das ist dann eben die Folge. Ich denke auch, dass das heimlich mit so einem 
Gesetz dann natürlich bewirkt werden soll, dass also bestimmte Personengruppen am 
besten von der staatlichen Verwaltung, insbesondere von der Polizei, ganz in Ruhe 
gelassen werden, weil die Polizei sagt: Das tue ich mir nicht an, das muss ich nicht 
haben. Ich halte mich an deutsche Omas, die ein Taschenmesser in der Handtasche 
haben und so. Die kann ich dann dafür belangen.  

Peter Blumenrath (CDU): Ich würde einmal Herrn Professor Thüsing noch mal an-
sprechen wollen. Die Antidiskriminierungsverbände unterliegen rechtlichen und orga-
nisatorischen Anforderungen, können bei unsachgemäßer Tätigkeit ihre Anerkennung 
verlieren. Ist das aus Ihrer Sicht eine wirksame Schranke gegen eventuell missbräuch-
liche Beanstandungen?  

Und die zweite Frage würde ich in Richtung Landesintegrationsrat stellen. Die Landes-
diskriminierungsstelle ist innerhalb des zuständigen Ministeriums angesiedelt und 
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nicht weisungsfrei. Sehen Sie darin eher einen Vorteil, weil sie enger in die Verwaltung 
eingebunden ist, oder eine Begrenzung ihrer Effektivität? 

Prof. Dr. Gregor Thüsing (Universität Bonn): Herzlichen Dank für die Frage. Es ist 
ein mögliches und wahrscheinlich hilfreiches Mittel. Ob es ein wirkungsvolles Mittel ist, 
wird die Praxis zeigen. Andere Möglichkeiten der Konflikte kann es geben, zweckwid-
rige Mittelverwendung oder anderes. Das wäre aber wohl vom allgemeinen Vergabe-
recht mit abgedeckt. Ich halte das nicht für das zentrale Problem dieses Gesetzes. Ich 
würde mich insofern ohnehin auf die rechtstechnischen Aspekte begrenzen. Da muss 
man wirklich sagen: Wenn diese Anhörung einen Sinn hat, dann begrenzen Sie den 
Anknüpfungskatalog. Ich will es in aller Deutlichkeit noch mal sagen: Dieses Gesetz 
macht so keinen Sinn. Es ist sehr viel weitergehend als das, was Sie erreichen wollen. 
Wenn wir uns alle hinter die Zwecke dieses Gesetzes stellen würden, können wir uns 
trotzdem, wenn wir ein juristisch hörendes Herz haben, gut darauf einigen, dass aus 
diesem Gesetz ein abschließender Kriterienkatalog gemacht wird wie in Rheinland-
Pfalz, wie in Berlin. Dann wäre es ein deutlich besseres Gesetz. Und das Ministerium 
wird Ihnen sicherlich auch bestätigen können, dass die jetzige Fassung mit etwa Re-
geln zur mittelbaren Diskriminierung juristisch keinen Sinn macht.  

Claus-Armin Kürschner (Landesintegrationsrat NRW): Vielen Dank für diese 
Frage, die Antidiskriminierungsstelle im Ministerium oder nicht. Ich will es mal ein biss-
chen zuspitzen. Nach unserem Dafürhalten ist sie im Ministerium schon gut angesie-
delt und sollte da auch sein. Ich will allerdings auch ergänzen – das hatten wir in un-
serer Stellungnahme ja schon anklingen lassen –, dass natürlich auch auf der Gegen-
seite eine Verbandsklage, das heißt, die Stärkung in dieser Hinsicht, in diesem Ver-
fahrensablauf sinnvoll ist. Wenn das in diesem Kombipack dann läuft, dann wird das 
auch eine gute Sache.  

Stefan Zimkeit (SPD): Zunächst möchte ich Herrn Professor Thüsing noch einmal 
ansprechen. Sie haben anfangs gesagt, Sie sehen sich als Jurist in der Lage, die 
handwerkliche Qualität dieses Gesetzentwurfs zu beurteilen. Dann würde ich Sie um 
diese Beurteilung bitten.  

Meine zweite Frage richtet sich an Frau Dr. Yousef. Sie haben ausgeführt in Ihrer 
schriftlichen Stellungnahme, dass Sie die Einbeziehung der Kommunen in den Gel-
tungsbereich des Gesetzentwurfs für notwendig halten. Können Sie uns das noch ein-
mal begründen?  

Prof. Dr. Gregor Thüsing (Universität Bonn): Herzlichen Dank für diese Frage. Mir 
steht es nicht zu, dieses Gesetz politisch zu bewerten. Sie sind Rechtspolitiker, ich bin 
Jurist, und deswegen gehe ich da nur rein juristisch dran als ein Mensch, der sich 
schon seit über 20 Jahren mit Diskriminierungsrecht beschäftigt. Ich war Sachverständiger 
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bei der Verabschiedung des AGG. Damals – ich möchte Ihnen eine Geschichte erzäh-
len – war Olaf Scholz der zuständige Berichterstatter der SPD. Ich habe, wie ich das 
hier gemacht habe in meinen schriftlichen Ausführungen, einfach mal deutlich ge-
macht, wo dieses Gesetzes einfach handwerklich falsch ist. Olaf Scholz wusste da-
mals, ich bin von der CDU benannt, war aber damals schon ein sehr pragmatischer 
und kluger Jurist, war Fachanwalt für Arbeitsrecht und hat deutlich gemacht: Was der 
Thüsing da sagt, das stimmt. – Und es war dann so, von den 14 Änderungen, die ich 
vorgeschlagen habe, wurden 11 übernommen, weil man klar erkannt hat, das war 
handwerklich falsch. Das war meine erste Anhörung beim Bundestag, danach sind 
ungefähr 50 gefolgt. Das hat mir Mut gemacht, weil man hat wirklich zugehört, man 
hat gesehen: Okay, da haben wir einen Fehler gemacht, den korrigieren wir. – Diese 
Offenheit erhoffe ich mir von Ihnen. Ich habe das schriftlich ausgeführt. Ich bin gerne 
bereit, mich mit den Mitarbeitern zusammenzusetzen und das einzeln durchzugehen.  

Ich mache es deutlich, hier sind Regeln zur mittelbaren Diskriminierung. Regeln zur 
mittelbaren Diskriminierung machen nur in einem abschließenden Diskriminierungs-
gesetz Sinn. Wenn Sie ohnehin jeden Grund als Diskriminierung ausreichen lassen, 
wie das dieses Gesetz macht, haben Sie keinen Anwendungsbereich für eine mittel-
bare Diskriminierung. Das wird Ihnen jeder, der sich mit Diskriminierungsrecht be-
schäftigt, sofort bestätigen können. Sie haben andere Dinge. Sie definieren Diskrimi-
nierungstatbestände, die im Folgenden gar nicht mehr wieder auftauchen. Das sind 
Dinge, die gehören in ein solches Gesetz nicht rein. Deswegen ist auch die Regelung 
zur Beweislast missverständlich formuliert. Im AGG hat man momentan im aktuellen 
Referentenentwurf des Ministeriums versucht, diese Falschheit zu korrigieren. Hier 
wird sie einfach übernommen. Das heißt, gehen Sie da noch mal handwerklich durch. 
Das Gesetz hat sowieso mehr Rechtsförmlichkeitsfehler als ein Straßenköter Flöhe. 
Die könnte man dann direkt mit korrigieren. Also, das ist gar nicht als Vorwurf gemeint. 
Vielleicht war der Referent kein Jurist, der das gemacht hat oder so. Aber es sind 
Sachen, die kann man einfach korrigieren.  

Dr. Tagrid Yousef (Stadt Dinslaken, Geschäftsbereiche Bildung, Kultur, Freizeit, 
Sport, Jugend und Soziales, Integration): Vielen Dank, Herr Zimkeit, für die Frage. 
Ich habe jetzt einige Minuten hier zuhören können und möchte ganz gerne aus der 
Perspektive einer ehemaligen Lehrerin und als Verwaltungsbeamtin – schon seit eini-
gen Jahren in der Verwaltung tätig – dazu kurz was beitragen. Als Lehrerin und Lehrer 
ist man verpflichtet, zu dokumentieren, vor allen Dingen Noten, und zu sagen, was 
man welchem Schüler wofür gibt. Lehrkräfte scheitern nicht daran, sondern die schei-
tern an anderen Strukturen. Aber das ist eine andere Debatte.  

Aus der Verwaltung – das ist eine ganz wichtige Frage, die Sie, Herr Zimkeit, gestellt 
haben –: Die Einbeziehung der kommunalen Ebene ist unglaublich wichtig, weil die 
Bürgerinnen und Bürger vor Ort in der Kommune den Kontakt haben zu Verwaltungen 
und zu den Behörden und da das eine ganz, ganz große Lücke noch darstellt und der 
Großteil der Verwaltungskontakte eben über Ausländerbehörden zum Beispiel, Wohn-
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geldbehörden erfolgt. Die Integrationsarbeit erfolgt auch maßgeblich vor Ort, und die 
Diskriminierungserfahrungen überwiegen dort. Wenn wir in der Verwaltung Diskrimi-
nierung, gerade auch strukturell, und da kann ich Frau Dr. Duyar nur zustimmen, er-
fahren, dann ist das nicht so, dass wir stapelweise Dokumente oder Papiere erstellen 
und anfangen zu dokumentieren, sondern es gibt mehrere Ebenen in der Verwaltung 
und auch in der Schule, wo Gespräche stattfinden und wo man schaut: Wo führt dieser 
Fall hin? Wie wird er eingestellt? Wie kann man damit umgehen? Erst dann, wenn wir 
keine Möglichkeit mehr sehen, dort aktiv zu werden, werden höhere Instanzen einge-
schaltet. Dafür werden die Antidiskriminierungsstellen, so wie schon benannt, auch 
wirklich angerufen, kontaktiert, um da Unterstützung zu bekommen.  

Gönül Eğlence (GRÜNE): Ich will daran anschließen, Frau Yousef. Sie haben das 
eigentlich schon im Grunde ausgeführt, aber ich will trotzdem noch mal nachgefragt 
haben. Also, es wird irgendwie darüber gesprochen teilweise, dass es zu Belastungen 
usw. führen könnte und würde, unabhängig von der Ebene, also Kommune, Land, wie 
auch immer. Kann denn aus Ihrer Sicht so ein Gesetz nicht auch zu mehr Klarheit und 
mehr Sicherheit im Verwaltungshandeln beitragen? Das wäre meine Frage an Sie.  

Dann habe ich abschließend noch die Frage an Frau Stöckle. Sie sprechen ja aus 
Erfahrung und haben in Ihrer Stellungnahme beschrieben, dass das LADG in Berlin 
zeigt, dass das innerhalb der Verwaltung zu mehr Professionalität und besseren Ent-
scheidungen geführt hat. Können Sie das noch mal konkretisieren, welche positiven 
Effekte sich hier insbesondere auch für die Beschäftigten und die Behörden ergeben 
haben?  

Dr. Tagrid Yousef (Stadt Dinslaken, Geschäftsbereiche Bildung, Kultur, Freizeit, 
Sport, Jugend und Soziales, Integration): Vielen Dank für die Frage. Wir haben ge-
rade was von Sportvereinen und Fans gehört. Auch wenn die Fans von FC Schalke 
04 oder Rot-Weiß Essen Klagen haben oder sich beschweren, haben sie das Gefühl, 
dass sie gut aufgenommen worden sind. Damit kann das Vertrauen – das ist, glaube 
ich, das Wichtige sowohl in schulischen Strukturen als auch in Verwaltungsstrukturen – 
gefördert werden. Also, es kann natürlich kurzfristig zusätzlicher Prüfaufwand tatsäch-
lich entstehen, also mehr Begründungspflichten, Prozesse stärker dokumentieren, 
aber das ist eine Verpflichtung, die haben Mitarbeitende in der Stadtverwaltung so-
wieso, wie gesagt auch an Schulen. Sensibilisierung und Schulungen sind erforderlich. 
Das ist ein ganz wichtiger Aspekt, der leider noch nicht genau so umgesetzt wird in 
der Praxis. Wir haben aber mehr Rechtssicherheit mit dem Verwaltungshandeln, wenn 
wir klare gesetzliche Maßstäbe haben für diskriminierungsfreie Entscheidungen, wenn 
wir die Standardisierung von Prüfprozessen einbinden, Reduktion von Grauzonen im 
Umgang mit Gleichbehandlungsfragen. Das führt langfristig zu einer Entlastung durch 
die Prävention, die wir umsetzen, weniger Konflikten und Beschwerden und eben zu 
einem verstärkten Vertrauen, weniger gerichtliche Auseinandersetzungen – da bin ich 
mir ziemlich sicher, dass das eben nicht nach oben schießen wird – und klareren 
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Entscheidungsstrukturen innerhalb der Verwaltung. Deshalb glaube ich und bin ziem-
lich fest davon überzeugt – einige nicken –, dass das nicht zu einem Mehraufwand 
führt, sondern zu einem verstärkten Vertrauen innerhalb der Verwaltungsstrukturen.  

Jana Stöckle (Landes-Antidiskriminierungs-Gesetz-Ombudsstelle Berlin): Ich schließe 
mich dem an. Wichtige Schlagworte sind schon gefallen, einmal Klarheit und Rechts-
sicherheit, die einkehren kann in der Bearbeitung von Diskriminierungsbeschwerden, 
die auch weiterhin durch Fachverwaltungen erfolgen kann, auch bei einem LADG, so 
auch in Berlin.  

Was ist trotzdem auch noch wichtig für die Fachverwaltung, wie ich auch schon ange-
sprochen habe, wie in Berlin? Eine Rahmendienstvereinbarung, damit Verfahren klar 
sind, wie mit Diskriminierungsbeschwerden umzugehen ist, dann im besten Fall eine 
Ombudsstelle mit einem klaren gesetzlichen Auftrag wie in § 14 LADG Berlin.  

Noch einmal zu dem Punkt, der jetzt an verschiedener Stelle angeklungen ist, die 
Sorge vor noch mehr Bürokratie. Ich glaube, die Beantwortung der Frage steht und 
fällt nicht mit der Einführung eines LADG, sondern ist an anderer Stelle sicherlich rich-
tigerweise zu beantworten.  

Durch ein Landesantidiskriminierungsgesetz entstehen keine neuen Diskriminierungs-
fälle, sondern die Beschwerden, die wir haben, werden anders bearbeitet und in dem 
Fall rechtssicher und mit einer anderen Klarheit.  

Ralf Witzel (FDP): Ich möchte in dieser Fragerunde, nachdem ich eben mehrfach den 
dbb gefragt habe, gerne auch den DGB befragen. Ich habe Ihre schriftliche Stellung-
nahme mit großer Aufmerksamkeit gelesen. Mich interessieren Ihre Erkenntnisse einer 
Ihrer größten Mitgliedsorganisationen in Nordrhein-Westfalen, nämlich der GdP, die 
sich sehr deutlich geäußert hat zu den Auswirkungen des LADG auf den Polizeibe-
reich. Jetzt haben wir leider in Ihrer Delegation keinen GdP-Vertreter dabei, aber was, 
Herr Albrecht, können Sie uns berichten über die Auswirkungen, die das LADG auf 
den Polizeibereich, Handlungsfähigkeit dort, Verhaltensänderung von Polizeibeamten, 
entsprechend haben wird?  

Die zweite Frage darf ich jetzt an Professor Thüsing richten, weil ich die eben aufgrund 
des Kontingents leider nicht stellen konnte und da etwas abgeschnitten war, die mich 
aber ausdrücklich auch aus Ihrer Perspektive interessiert, nämlich wie Sie das bewer-
ten, dass wir hier die Beweislastumkehr haben, verbunden mit der Frage der Verjäh-
rung nach einem Jahr. Also, die Frage, die ich Ihnen eben schon gestellt hatte, lautete: 
Wie soll ich beweisen, dass ich irgendetwas nicht getan habe, was ein Jahr zurückliegt, 
bevor ein Verfahren eröffnet wird? Wie soll das möglich sein bei Dingen, die nicht mal 
an bloße Tatbestände anknüpfen, wann ich wo an welchem Ort war, sondern auf Ver-
halten, Eindrücke, zwischenmenschliche Behandlung und so was abstellen? Wie wol-
len Sie ein Jahr später diesen Gegenteilbeweis bei Beweislastumkehr führen?  
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Thorben Albrecht (Deutscher Gewerkschaftsbund NRW): Vielen Dank, Herr Witzel, 
für die Frage. Ich muss Sie leider enttäuschen. Die größte oder eine der größten Or-
ganisationen, die GdP, ist nicht bei uns, aber es ist eine sehr geschätzte und sehr 
wichtige Mitgliedsorganisation bei uns. Deswegen haben wir diese Stellungnahme, die 
wir hier eingereicht haben, auch zwischen allen acht Mitgliedsgewerkschaften unserer 
Gewerkschaft abgestimmt. Wir haben Kritikpunkte an dem Gesetz formuliert, die so-
wohl – das habe ich am Eingang ein bisschen gesagt – aus der Sicht der Betroffenen, 
wo wir sagen, auch da gibt es zu wenig Klarheit, wie man etwas durchsetzen kann, es 
gibt zu wenig Möglichkeiten, Abhilfe zu schaffen, deswegen schlagen wir die Ombuds-
stelle vor, die schon mehrfach genannt worden ist, und gleichzeitig aber auch für die 
Beschäftigten ... Es ist kein Geheimnis, dass die GdP dieses Thema, was das für die 
Beschäftigten bedeutet – es ist ein Generalverdacht –, thematisiert. Deswegen haben 
wir auch da Vorschläge gemacht, wie man dieses Gesetz, was aus unserer Sicht un-
zureichend ist, aus beiden Perspektiven, Betroffene wie Beschäftigte, besser, klarer 
machen kann. Es ist eine gemeinsame Position, die wir abgestimmt haben mit unseren 
acht Mitgliedsgewerkschaften.  

Prof. Dr. Gregor Thüsing (Universität Bonn): Herzlichen Dank für die Frage. Es war 
wohl so etwas, was man im amerikanischen Prozessrecht Leading question nennt. Sie 
haben die Antwort im Grunde schon gegeben. Ich darf Ihnen den Vergleich geben. 
Das AGG hat ganz bewusst gesagt, wir haben eine sehr viel begrenztere Ausschluss-
frist, eben weil wir das Problem sehen, dass mit Zeitablauf der Sachverhalt immer 
schwieriger aufzuklären ist. Davon hat man sich hier verabschiedet und gesagt, wir 
gehen weiter. Wir haben momentan auf Bundesebene die Diskussion zwischen den 
verschiedenen Ministerien, und ob man nicht auf vier Monate hochgehen will bei den 
Ausschlussfristen des AGG. Das ist ein sehr umkämpftes Gebiet, wo durchaus kont-
rovers zwischen den verschiedenen Ministerien diskutiert wird. Ein wesentliches Argu-
ment ist eben diese Verknüpfung mit der Beweislastregel, dass man eben hier einen 
ganz besonderen Sachverhalt hat, bei dem die eine Seite eben nur Indizien beweisen 
muss, die eine Diskriminierung vermuten lassen. Dass es dann natürlich mit fortge-
schrittenem Zeitablauf immer problematischer wird, den Gegenbeweis anzutreten, das 
ist halt so. Deswegen sollte man auch dieses Zusammenspiel von Verjährung und Be-
weis durchaus in den Blick nehmen und einfach sehen, dass das, was hier gemacht 
wird – es wurde teilweise auf Europarecht Bezug genommen –, sicherlich nicht euro-
parechtlich gefordert ist, auch nicht dem Standard des AGG entspricht, sondern deut-
lich, deutlich darüber hinaus geht, wie es eben deutlich über das Berliner Gesetz hin-
aus geht. Das sollten Sie überlegen, was Sie schaffen. Sie schaffen ein sehr, sehr 
weitgehendes Gesetz, für das es in diesem Bereich kein Vorbild in anderen Ländern 
gibt.  

Sven Werner Tritschler (AfD): Die erste Frage an Frau Dr. Yousef und Frau Stöckle. 
Sie hatten beide beschrieben, dass die Verwaltung quasi von dem Gesetz profitieren 
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kann, die Mitarbeiter davon profitieren können und dass das Ihrer Erfahrung in Berlin 
entspricht, wenn ich das richtig verstehe. Gibt es da irgendwelche Studien, Umfragen 
oder irgendetwas, oder ist das jetzt nur ein Gefühl?  

An die Vertreter des Deutschen Beamtenbunds, wer auch immer es beantworten 
möchte: Ist das auch Ihr Gefühl, oder sind Sie da anderer Meinung?  

Dr. Tagrid Yousef (Stadt Dinslaken, Geschäftsbereiche Bildung, Kultur, Freizeit, 
Sport, Jugend und Soziales, Integration): Ich versuche, die Frage zu beantworten, 
indem ich Ihnen mitteile, dass das nicht einfach nur ein Gefühl ist, sondern dass es 
tatsächlich Erfahrungen sind, die wir machen innerhalb der Verwaltung vor Ort, in der 
Kommune. Diese Erfahrungen führen dazu, dass wir Überlegungen anstellen, wie wir 
Mitarbeitende in ihrem Alltag unterstützen können, dass Sie diesen Vorwürfen, die 
dann vielleicht im Raum stehen, mit Gesprächen, mit strukturellen Veränderungen, mit 
Fortbildungen entgegentreten können, sodass ich Mitarbeitende stärke und ihnen so 
auch eine Möglichkeit gebe, an diesen Strukturen mitzuarbeiten und sie zu verbessern.  

Vielleicht kann Frau Stöckle noch was aus der Erfahrung aus Berlin sagen.  

Jana Stöckle (Landes-Antidiskriminierungs-Gesetz-Ombudsstelle Berlin): Da kann 
ich nur noch einen kleinen Zusatz bringen zu der Akzeptanz oder ob das ein Gefühl 
ist. Ich glaube, da kann ich einfach auf unsere bisher geführten Schlichtungsverfahren 
schauen, auf unsere Zahlen schauen, die uns ganz klar sagen, dass das LADG und 
auch die Ombudsstelle in Berlin sehr gut angenommen werden und eben insbesondere 
auch von Verwaltungsseite mit uns zusammengearbeitet wird. Stellungnahmeersuchen 
werden beantwortet, genauso werden Auskünfte erteilt, es werden Gespräche geführt, 
Akteneinsichten werden bewilligt, die Verfahren laufen. Das führt mich zu dem Schluss, 
dass die Verwaltung da eine Akzeptanz lebt, was das LADG und die Ombudsstelle 
angeht.  

Erich Rettinghaus (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Ich kann für den öffent-
lichen Dienst, für unseren Bereich Beamtenbund und unsere Einzelgewerkschaften 
jetzt keine Akzeptanz des Gesetzes feststellen, absolut nicht, im Gegenteil. Da wird 
man auch keine Akzeptanz bekommen. Für uns ist ganz klar, und so haben wir uns ja 
auch geäußert, nicht nur wir als dbb, sondern auch die Einzelgewerkschaften, auch 
wenn es nicht lustig ist, dass wir keinen weiteren rechtlichen Regelungsbedarf sehen. 
Es ist bereits alles komplett geregelt. Es bestehen disziplinarrechtliche Regelungen, 
das AGG gewährleistet bereits alles, was man haben muss, was in anderen Ländern 
auch funktioniert. Deswegen kritisieren wir als dbb NRW auch den Gesetzentwurf als 
einen Ausdruck des absoluten Misstrauens gegenüber den Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes. Der Gesetzentwurf unterstellt eine Handlungsnotwendigkeit für ein 
stärkeres Einschreiten bzw. Ahnden von diskriminierendem Verwaltungshandeln. Was 
daraus wird und was daraus werden kann, wie ein öffentlicher Dienst gelähmt werden 
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kann, was im polizeilichen Alltag passieren kann, das haben wir heute mannigfaltig gehört. 
Deswegen kann ich nur dazu raten, diesen Gesetzentwurf einfach in die Schublade zu 
legen und dort auch verwittern zu lassen, wenn es regnen würde.  

Herr Hirtz hat etwas hinzuzufügen.  

Achim Hirtz (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Ergänzend: In Vorbereitung 
auf diese Anhörung hat man natürlich auch mit dem einen oder anderen Dienststellen-
leiter telefoniert. Die wussten von diesem Gesetz in dieser Form noch gar nichts. Von 
daher kann man da auch gar kein Gefühl entwickeln, wenn man die Folgeabschätzung 
dieses Gesetzes gar nicht kennt.  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Damit sind wir am Ende der Runde vier angekom-
men. Wir hätten noch ein bisschen Zeit, aber es sind ja auch schon viele Fragen ge-
stellt worden. Ich schaue mal in die Runde. – Herr Blumenrath.  

Peter Blumenrath (CDU): Frau Dr. Yousef, es wurde jetzt öfters über den geschlos-
senen Kriterienkatalog gesprochen. In der UN-Charta selbst ist kein geschlossener 
Kriterienkatalog vorgesehen. Können Sie das vielleicht einmal mit Ihrer Erfahrung ab-
wägen? Sie sozusagen als kommunale Vertreterin haben in den letzten Jahren viele 
Erfahrungen rund um das AGG gesammelt. Wenn Sie jetzt sehen, dass wir sozusagen 
dasselbe Indizienverfahren hier übernehmen, können Sie da einmal aus Ihrer Sicht 
erklären, wie Sie das bewerten würden?  

Dr. Tagrid Yousef (Stadt Dinslaken, Geschäftsbereiche Bildung, Kultur, Freizeit, 
Sport, Jugend und Soziales, Integration): Vielen Dank für die Frage nach dem ge-
schlossenen Kriterienkatalog. Der Kriterienkatalog könnte durchaus noch erweitert 
werden. Ich habe in meiner Stellungnahme zum Beispiel auch den antimuslimischen 
Rassismus ganz klar differenziert und finde, dass es wichtig wäre, ihn auf jeden Fall in 
einer weiteren Perspektive mit aufzunehmen.  

Das AGG ist sicherlich ein sehr wichtiges Gesetz, und das ist auch das, was wir im 
Alltag benutzen. Aber ich denke, dass dieses Gesetz in vielen Situationen, die wir im 
Alltag erleben, auch in einer Kommune, nicht weit genug geht und Menschen eben 
nicht mit einbindet, die tatsächlich diese Erfahrungen haben. Indizien sind Indizien, 
Wahrnehmungen sind Wahrnehmungen, die diese Menschen auch wirklich erfahren. 
Ich kann auch aus eigener Erfahrung sprechen und könnte die jetzt auch alle auf den 
Tisch legen.  

Der zweite Aspekt ist: Herr Rettinghaus hat vorhin gesagt, dass Familien Probleme 
haben, Familien sehr stark belastet sind. Das kann man natürlich auch im Umkehr-
schluss sagen, auch für Familien mit internationaler Familienbiografie. Wir sprechen 
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nicht mehr von „Migrationshintergrund“, sondern heute von „internationaler Familien-
biografie“. Das kann natürlich auch solche Familien sehr belasten.  

Volkan Baran (SPD): Meine ersten zwei Fragen gehen an den DGB. Der Gesetzent-
wurf ist sehr auf Reaktion ausgelegt. Von daher würde mich auch noch mal der Blick-
winkel interessieren, wie man dort vielleicht auf Prävention eingehen kann.  

Der zweite Bereich, den ich gerne abfragen würde, wozu mich Ihre Meinung interes-
siert: Das Landesantidiskriminierungsgesetz soll nach unserer Interpretation auch Be-
schäftigte im öffentlichen Dienst schützen. Wir haben gerade gehört aus Berlin, dass 
eben nicht nur die Herkunft, sondern auch quasi Behinderung und Geschlecht eine 
Rolle spielen. Inwiefern würden tatsächlich dann auch Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes von diesem Gesetz profitieren?  

Und eine Frage noch an Frau Duyar, in dieselbe Richtung. Sie fordern auf Seite 11, 
dass die Angestellten des öffentlichen Dienstes oder der öffentlichen Verwaltung ver-
pflichtend und regelmäßig an Schulungen teilnehmen, die das Thema „Antirassismus 
und Antidiskriminierung“ haben bezugnehmend auf § 11. Was ist nach Ihrer Meinung 
wichtig und warum soll das verpflichtend sein, mit welchem Ziel? Das würde mich auch 
noch interessieren.  

Thorben Albrecht (Deutscher Gewerkschaftsbund NRW): Wir glauben schon und 
haben das in der Stellungnahme deutlich gemacht, dass man das Gesetz sehr viel 
stärker noch um präventive Aspekte ergänzen müsste. Wir sagen, dass man Daten 
erheben und Auswertungen machen muss bei der Landesdiskriminierungsstelle und 
sozusagen dann auch berichten, wie die Lage in den Behörden ist. Auch deswegen 
sagen wir, man braucht nicht eine einfache Evaluation, sondern man muss da sozu-
sagen mehrfach reinschauen, auch unter Beteiligung der Personalvertretungen und 
Gewerkschaften, um zu gucken, ob das Gesetz die gewünschte Wirkung hat, aber 
auch, um – ein Aspekt, den Frau Yousef vorhin schon angesprochen hat – zu sagen, 
wie wir Sensibilisierungen hinkriegen. Schulungen spielen dabei eine Rolle.  

Es geht aber auch um die Frage – das ist ein bisschen der zweite Teil der Frage –, 
dass es für uns sehr wichtig ist, dass den Beschäftigten kein Nachteil entstehen darf, 
wenn sie Weisungen nicht befolgen, die zu einem diskriminierenden Verhalten führen 
würden. Da gibt es auch noch mal diesen Schutz sozusagen, den wir da für notwendig 
erachten. Deswegen, um diese Aspekte abzudecken und stärker in einen präventiven 
Ansatz zu gehen, fordern wir auch ein, dass es verpflichtende Fortbildungen gibt, auch 
gerade für Führungskräfte, denen dabei eine besondere Verantwortung zukommt.  

Carolin Arevalo (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrts-
pflege des Landes NRW): Die Regelung des § 11 LADG heißen wir auf jeden Fall 
willkommen. Uns fehlt aber eine stärkere Verbindlichkeit. Also, es sind schon einige 
Regelungen vorgesehen, die auf jeden Fall eine gute Zielrichtung haben. Ein Aspekt 
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konkret sollen da eben die verpflichtenden Schulungen für alle Angestellten, nicht nur 
für Führungskräfte sein. Da ist eine Zielrichtung auf jeden Fall auch der Schutz der 
Behördenmitarbeitenden selbst. Denn wenn man über Dinge lernt, kann man sie eben 
auch anwenden. Uns begegnet oft in der Arbeit eine gewisse Abwehrhaltung und auch 
oft ein Unverständnis, wenn man Diskriminierung geltend macht, wenn man sie dar-
legt, auch ein Unverständnis der Schilderung der Empfindungen der Betroffenen von 
Diskriminierung.  

Übrigens, hier fällt öfter das Wort „Betroffene“. Ich würde es gerne ein bisschen auf die 
Ebene der Betroffenen von Diskriminierung lenken und nicht auf die betroffenen Mit-
arbeitenden. Das sind sicherlich beide Seiten wichtig. Aber aus der Sicht ist es eben 
schon ein wichtiger Inhalt, diese Schulung auch verpflichtend zu machen, und zwar 
regelmäßig, und auch mit dem Inhalt, der nicht nur interkulturelle Kompetenz einbe-
zieht. Denn da geht man ja ein wenig davon aus, dass sich Kulturen irgendwie gegen-
überstehen. Wenn man sich schon genug kennenlernt, dann wird das schon alles. Das 
reicht einfach nicht aus. Also, es ist ja auch konkret genannt, antidiskriminierungsrecht-
lich in Bezug auf Rassismuskritik usw., da einfach die Kenntnisse aufzubauen und 
dann eben auch entsprechend die Verpflichtung, in dem Ministerium darauf hinzuwir-
ken, dass das auch erfüllt wird.  

Gönül Eğlence (GRÜNE): Ich will mich noch mal an Frau Yousef und an Frau Stöckle 
wenden. Meine Überschrift ist noch mal zum Thema „Bedarf eines LADG“. Wir haben 
jetzt viel gehört, das AGG ist da, und es gibt ganz viele Möglichkeiten und so. Vielleicht 
können Sie, Frau Yousef, noch mal aus Ihrer Perspektive konkretisieren, in welchen 
Bereichen staatlichen Handelns Sie die Schutzlücke sehen und welchen Mehrwert ein 
solches LADG an dieser Stelle hervorbringt.  

Und an Sie, Frau Stöckle, vielleicht mal aus der Meta-Ebene, wenn Sie jetzt die De-
batten mitverfolgen und den Entwurf des LADG in NRW kennen, was würden Sie uns 
sozusagen aus der Trainerperspektive – wir waren ja heute viel in Fußballanalogien – 
auf den Weg mitgeben?  

Dr. Tagrid Yousef (Stadt Dinslaken, Geschäftsbereiche Bildung, Kultur, Freizeit, 
Sport, Jugend und Soziales, Integration): Vielen Dank für die Frage. Es gibt ja meh-
rere Aspekte, auf die man noch mal eingehen könnte, aber die Zeit ist leider nicht da. 
Ich würde jetzt zumindest ein paar Knackpunkte noch mal benennen und das Behan-
deln tatsächlich vor Ort noch mal anders sehen.  

Also, der Fokus auf Arbeitsleben wäre für mich ein wichtiger Aspekt und die privat-
rechtliche Seite. Staatliches Handeln ist immer nur indirekt oder teilweise erfasst. Die 
Schutzlücke besteht hauptsächlich darin, dass diskriminierende Verwaltungspraxis 
nicht systematisch tatsächlich adressiert wird. Es gibt keinen spezifischen Anspruchs-
rahmen gegenüber staatlichen Stellen und keine einheitlichen verwaltungsrechtlichen 
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Instrumente. Der Mehrwert dieses LADG wäre, expliziter Anspruch gegen staatliche 
Stellen, klare Rechtsgrundlage für Entschädigung und Abhilfe, niedrigschwelliger Zu-
gang für die Betroffenen, stärkere Präventionswirkung und im Verwaltungshandeln 
eine tatsächliche Möglichkeit schaffen, um dort Menschen zu unterstützen, vor allen 
Dingen auch die Betroffenen von Diskriminierung, aber auch Mitarbeitende aus Ver-
waltungen.  

Jana Stöckle (Landes-Antidiskriminierungs-Gesetz-Ombudsstelle Berlin): Vielen 
Dank für die Frage. Ich möchte noch mal einen Satz zum grundsätzlichen Bedarf des 
LADG verlieren. Es wurden schon unter anderem verschiedene Studien angespro-
chen, auch das Sozio-oekonomische Panel, woraus eindeutig hervorgeht, dass Per-
sonen, die von Diskriminierung betroffen sind, diese zu ungefähr 30 % in Bezug auf 
staatliches Handeln machen. Allein das sollte uns Anlass sein, einfachgesetzliche Re-
gelungen zu schaffen, wie diesen Erfahrungen begegnet werden kann, und zwar nie-
derschwellig.  

Meine Empfehlungen aus meiner Trainerinnenperspektive sind verschiedene. Einmal 
schaue ich auf den Gesetzentwurf. Wir wünschen uns Rechtsklarheit, wie wir mit die-
sen Beschwerden umgehen können. Da sehe ich insbesondere bei § 4 LADG NRW 
Lücken. Es fehlt an klaren Definitionen, mit denen gearbeitet werden kann. Es soll eine 
Art Nachschlagewerk sein, in dem wir erfahren, was Diskriminierung bedeutet.  

Das bringt mich zu dem nächsten Punkt, der auch schon angesprochen wurde. Ich 
halte den Punkt „Schulungen und Sensibilisierung“ für wahnsinnig wichtig. Diese Er-
fahrungen machen wir auch in Berlin. In Berlin gibt es bei der Landesantidiskriminie-
rungsstelle, die zusätzlich zur Ombudsstelle besteht, eine sogenannte LADS-Akade-
mie. Das ist ein Fortbildungsinstitut für die Beschäftigten der Verwaltung, wo einerseits 
Schulungen zum LADG besucht werden können, aber auch Diversity-Trainings. Es ist 
ein wahnsinnig breites Angebot. Ich glaube, das ist als Begleitmaßnahme zu einer Im-
plementierung eines solchen Gesetzes wahnsinnig wichtig.  

Es wurde auch schon angesprochen, auch uns begegnen in der Umsetzung des LADG 
oft aus Unwissenheit und Unkenntnis Ablehnung. Diese kann man am besten ab-
bauen, indem man ganz klar miteinander spricht, Wissenslücken ausfüllt, wodurch 
man Hemmschwellen im Umgang mit einem solchen Gesetz abbauen kann.  

Als letzten Punkt – das habe ich auch schon an verschiedener Stelle anklingen lassen –: 
Ich empfehle ganz klar eine Ombudsstelle, die niederschwellig Beratung und Unter-
stützung für die Betroffenen von Diskriminierung bietet. Das ist, glaube ich, mein 
Schlusswort.  

Thomas Nückel (FDP): Manche Sachen sind mir noch ein bisschen abstrakt. Jetzt 
haben wir Erfahrungen aus Berlin, noch nicht viele, aber wenige. Ich glaube, es war 
die taz, da fand der Autor das gut. Es ist eine Tendenz – deswegen meine Frage an 
den Beamtenbund – zum Beispiel bei den Schulen, zu einer einheitlichen Beurteilung 
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von Schülern zu kommen. Ich will jetzt nicht vom bösen Wort der Einheitsnote durch 
die Hintertür reden. Fürchten Sie das für Nordrhein-Westfalen auch, wenn das Gesetz 
in Kraft tritt?  

Zweitens, das ist auch eine Frage an den Beamtenbund. Wir kennen das bei Aufstiegs-
feiern, großen Volksfesten wie Bochum Total, beim Markt in Münster oder jetzt auch 
beim Tanz in den Mai. Da war ja auf den Gastronomiemeilen eine Menge los. Dann 
sehen wir die Polizisten mit vier Leute und meistens mit Doppelstreife mit dem Kom-
munalen Ordnungsdienst. Was löst das sozusagen in den Köpfen der Polizisten aus? 
Wird es dann heißen: „Kommunaler Ordnungsdienst, gehe du voran.“? – Herr Hirtz 
hatte, glaube ich, vorhin bezüglich der Justizvollzugsbeamten geschildert, dass da 
höchstwahrscheinlich dann die Entscheidungsprozesse etwas langsam laufen wer-
den. Wie sehen Sie das für die Zukunft, wenn das Gesetz in Kraft treten würde?  

Sabine Mistler (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Herzlichen Dank für die 
Frage. Sie sprechen das Thema „Schule ohne Noten“ und diese Tendenz an. Das ist 
natürlich für uns als dbb-Vertretungen nicht akzeptabel, weil wir schon den Aspekt der 
Leistung und der entsprechenden angemessenen Leistung für sehr wesentlich und 
wichtig halten. Um da jetzt noch mal ins Detail zu gehen, müsste ich weiter ausholen, 
aber ich möchte konkret auf Ihre Frage eingehen.  

Es ist natürlich aufgrund des LADG möglich, dass die Lehrkräfte besorgt sind, dass ihr 
klares, angemessenes Handeln, und zwar im gesetzlichen, rechtlichen Rahmen, be-
einflusst wird, und zwar nicht im Sinne des ehrlichen Umgangs mit Bewertungen und 
einhergehend mit pädagogisch klarem Handeln, pädagogischer Freiheit, sondern mit 
Sorge, mit Angst, mit Verhalten, sodass sie dann eher Vorsicht walten lassen und viel-
leicht auch bei der Notengebung hier eher die Note geben, die man meint, die erwartet 
wird, um bestimmten Entwicklungen entgegenzuwirken und auch sich selbst zu schüt-
zen. Das darf aus unserer Sicht nicht sein. Hier ist ganz klar das LADG ein weiterer 
Aspekt, der dazu führt, dass sich Lehrkräfte möglicherweise eben in ihrer pädagogi-
schen Haltung zurückgesetzt fühlen, sich eben zurücknehmen und das, was sie ei-
gentlich richtigerweise tun müssten, aus Sorge vor Verfolgung ihres Handelns nicht so 
umsetzen, wie sie das tun sollten. Damit wäre Bildung tatsächlich so, wie wir es sehen, 
infrage gestellt perspektivisch. Das sehen wir mit großer Sorge.  

Erich Rettinghaus (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Ich komme dann direkt 
zu der zweiten Frage, die Großveranstaltungen, die Doppelstreife, kommunaler Außen-
dienst und Polizeibeamtinnen, Polizeibeamte. Für den kommunalen Außendienst gilt 
das nicht, wie wir auch noch mal in der DPolG-NRW-Stellungnahme auf Seite 2 aus-
führlich dargelegt haben. Kein LADG für den kommunalen Außendienst, obwohl nach 
dem neuen OWiG, das der Landregierung ja auch sehr wichtig war und auch ausführ-
lich gemacht hat und auch richtig ist letztendlich, viele Eingriffsmaßnahmen möglich 
sind, aber das Gesetz greift nicht, obwohl öffentliche Hand hier handelt, genauso wie 
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Polizeibeamte daneben. Also, Polizei schreitet nicht ein bei der Großveranstaltung, es 
sei denn, es betrifft den polizeilichen Bereich, sondern ich schiebe den kommunalen 
Außendienst vor, sage: „Mach du mal, da haben wir es vielleicht ein bisschen leichter“. 
So kann es aussehen, so könnte es werden, so soll es aber nicht sein. Also, wir sehen 
auch da unter Umständen eine Ungleichbehandlung gemäß Art. 3 Grundgesetz, weil 
die unterschiedlich behandelt werden. Das haben wir noch mal erläutert in unserer 
Stellungnahme der DPolG, und wir möchten auch eigentlich darauf hinweisen, dass 
das so wahrscheinlich nicht rechtskonform ist aus unserer laienhaften Sicht, weil die 
unterschiedlichen Bereiche der Gefahrenabwehr auch unterschiedlich behandelt und 
geahndet werden. Also, da stimmt irgendwas nicht, das hinkt irgendwo.  

Achim Hirtz (dbb Beamtenbund und Tarifunion NRW): Ich würde das noch mal 
ergänzen um den Vollzug. Wir arbeiten in einem hochkonfliktbehafteten Umfeld. Wenn 
Inhaftierte jetzt dazu kommen, dieses LADG als strategisches Mittel einzusetzen, be-
steht die Gefahr, dass dort Vollzugsentscheidungen beeinflusst werden, die dann an-
schließend die öffentliche Sicherheit dann wieder beeinträchtigen. Also, ich würde mir 
für den Justizvollzug von der Landesregierung hier mehr Vertrauen anstatt Misstrauen 
wünschen.  

Sven Werner Tritschler (AfD): Abschließend noch mal an Herrn Dr. Vosgerau. Sie 
hatten noch das Thema „Entschädigungsansprüche“ angesprochen in Ihrer Stellung-
nahme. Vielleicht können Sie uns dazu noch was sagen, was da die Risiken sind.  

Und abschließend das Thema „Bedarf an diesem Gesetz“. Da würde mich Ihre Ein-
schätzung auch noch interessieren. 

Dr. iur. habil. Ulrich Vosgerau: Erstens Entschädigungsansprüche, also mal aus 
zwei Richtungen. Es war ja in der Diskussion gesagt worden – darauf war ich kurz 
eingegangen –, dass es nach dem geltenden Recht keinen Entschädigungsanspruch 
bislang für Diskriminierung gäbe. Das hatte ich bereits zurückgewiesen. Allein für den 
Amtshaftungsanspruch wäre Verschulden erforderlich, für alle anderen Ansprüche le-
diglich Rechtswidrigkeit.  

Nun sieht eben dieser Entwurf dieses Antidiskriminierungsgesetzes nicht nur vor, dass 
eben das Unterlassen von irgendwelchen Handlungen oder die Feststellung verlangt 
werden kann, sondern eben auch Schmerzensgeld kann hier verlangt werden nach § 7 
Abs. 3. Das gibt natürlich Anlass zu der Befürchtung, dass das einfach ein Versuch werden 
kann, zu Geld zu kommen. Man kann es ja mal probieren. Auf der anderen Seite stelle 
ich fest, dass dieses Gesetz keine Sanktionsandrohung enthält für Missbrauch, auch 
für offensichtlichen Missbrauch. Das heißt, jeder, der meint, ich könnte vielleicht diesen 
Verdacht einmal zu etablieren versuchen, damit ich im Ergebnis wenigstens vielleicht 
Geld bekomme, kann das mal versuchen. Es ist im Grunde risikofrei. Also, selbst wenn 
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es sich als falsch herausstellt, sind nach diesem Gesetz erst mal keine Sanktionsmaß-
nahmen oder dergleichen vorgesehen. Also, diese Gefahr sehe ich.  

Zum Bedarf. Wie gesagt, da schließt sich dann der Kreis. Ich schließe an dem oben 
Gesagten an. Auf den allerersten, den juristisch naiven Blick, müsste jeder Jurist zu-
nächst einmal zu dem Ergebnis kommen, dass dieses Gesetz vollkommen überflüssig 
ist, weil wegen der durchgehenden Grundrechtsbindung der öffentlichen Gewalt Dis-
kriminierung und Willkür sowieso verboten sind und speziell in Nordrhein-Westfalen 
die besonderen Diskriminierungsverbote aus Art. 3 Abs. 3 des Grundgesetzes als un-
mittelbar anzuwendendes Recht bereits gelten. Also allererste Feststellung: Das Ge-
setz scheint vollkommen überflüssig zu sein.  

Aber auf den zweiten Blick stellt man fest, das ist so gewollt. So ganz so dumm können 
die Gesetzesverfasser auch nicht gewesen sein. Die wollen einen völlig anderen 
Rechtszustand herstellen, in dem offenbar die Frage nach der Rechtmäßigkeit eines 
Behördenhandelns gar nicht mehr im Vordergrund steht, es gar nicht mehr darauf an-
kommt, sondern auch wenn Verwaltungsgerichte sagen würden oder eventuell – man 
weiß es nicht – sogar schon gesagt haben, dass nach dem Verwaltungsrecht über-
haupt nichts Rechtswidriges passiert ist, kann man trotzdem noch eine Stufe nach-
schieben. Ich spreche hier in meinem Gutachten von dem Revanche-Verfahren. Man 
kann ein Revanche-Verfahren anstreben und dann sagen: Es mag zwar verwaltungs-
rechtlich rechtmäßig gewesen sein, aber es war auf jeden Fall dennoch diskriminie-
rend, weil die Diskriminierung, von der hier die Rede ist, offenbar eine Sache ist, die 
mit der Rechtmäßigkeit und Rechtswidrigkeit gar nichts zu tun hat, sondern eben eine 
Grauzone eröffnet, wo Handlungsweisen in irgendeiner Weise sanktioniert werden sol-
len, die sich nach herkömmlichen Maßstäben nicht als rechtswidrig darstellen. – Wenn 
es nur um rechtswidriges Handeln gehen würde, dann wäre dieses Gesetz wie gesagt 
vollkommen überflüssig. Da es aber trotzdem in der Welt ist und betrieben wird, muss 
es offenbar andere Absichten verfolgen, als rechtswidriges Handeln zu sanktionieren.  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Wir kommen in eine sechste und damit aber dann 
abschließende Runde. – Herr Blumenrath für die CDU-Fraktion.  

Peter Blumenrath (CDU): Meine letzte Frage würde ich einmal an die Arbeitsgemein-
schaft der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege und an Frau Dr. Yousef rich-
ten. Wir hören, dass dem einen das Gesetz etwas zu weit geht, die anderen sagen, es 
könnte noch etwas stärker ausgebaut sein. In der Mitte stellt sich für mich die Frage, 
wenn man einen solchen Weg geht, man guckt nach ein paar Jahren noch mal auf das 
Thema drauf und auf eine Evaluation, wie würden Sie in Summe beurteilen, wenn man 
einen Weg geht und nach zwei Jahren noch mal schaut, ob man klüger geworden ist, 
und es noch mal in die eine oder andere Richtung anpasst? Also, wie können wir damit 
sozusagen in dem Mittelweg nach vorne kommen? Da würde mich einfach mal Ihre 
Betrachtung interessieren.  
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Dr. Tagrid Yousef (Stadt Dinslaken, Geschäftsbereiche Bildung, Kultur, Freizeit, 
Sport, Jugend und Soziales, Integration): Vielen Dank für die Frage. Ich glaube, 
dass das Gesetz ein guter Schritt nach vorne ist und eine Lücke tatsächlich füllen 
würde. Was ich wichtig finde, ist, dass man nach zwei Jahren – so geht man norma-
lerweise im Verwaltungshandeln auch um – nicht nur evaluiert, sondern Monitoring, 
Berichtspflichten umsetzt, dass man Organisationsanalysen macht, dass man verbind-
liche Diversity-Strategien umsetzt, dass man Fortbildungen macht und überlegt oder 
auch sieht, was Mitarbeitende tatsächlich umgesetzt haben und was gemacht worden 
ist und wie die Verwaltung oder auch Landesverwaltungen davon profitiert haben. Das 
wäre für mich ein ganz, ganz maßgeblicher Punkt, um hier zu sagen, das Gesetz wirkt 
oder es wirkt eben nicht. Und man muss natürlich da auch ganz explizit die Betroffe-
nenperspektive aus der Betroffenenperspektive der Menschen, die diskriminiert wor-
den sind oder werden, mit einbeziehen. Das ist ganz wichtig.  

Dr. Zübeyde Duyar (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes NRW): Dem kann ich mich nur anschließen und ergänzend 
darauf hinweisen, dass auf jeden Fall die bisherige Gestaltung des Gesetzes in der 
Form nicht nur wichtig, sondern dringend notwendig ist und die Betroffenenperspektive 
insbesondere nach dem Erlass des Gesetzes auch mit in die Evaluation einbezogen 
werden muss und anhand dessen gegebenenfalls Nachbesserungen erfolgen müs-
sen. Denn die bisher fehlende Ombudsstelle, die aus unserer Sicht sehr wichtig ist, 
wird in einem gewissen Maße durch die Unterstützungs- und Beanstandungsregelun-
gen der Antidiskriminierungsverbände in etwas milderer, geschwächter Form sozusa-
gen aufgefangen. Wenn nach einer gewissen Zeit, drei Jahre oder so, noch mal ein 
Blick darauf geworfen wird und dann nachgeschärft wird, dann sind wir auf jeden Fall 
sehr zuversichtlich, insbesondere weil das Gesetz auf jeden Fall notwendig ist.  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich gucke zur SPD-Fraktion. – Keine Wortmeldung 
mehr. 

Gönül Eğlence (GRÜNE): Ich möchte gerne die Betroffenenperspektive jetzt schon 
ein bisschen nach vorne heben und auch noch mal kurz darstellen Die Betroffenen-
perspektive ist ja nicht nur Behörde versus Klient*innen usw., sondern auch innerhalb 
der Behörde können durchaus betroffene Menschen sein, weil sie Diskriminierungs-
merkmale tragen, das Geschlecht, sexuelle Orientierung etc. Da will ich einmal Herrn 
Kürschner als Vertreter des Landesintegrationsrats bitten, da noch mal aus der tat-
sächlichen Betroffenenperspektive, wo Sie tagtäglich auch über den Integrationsrat, in 
diesem Fall vor allem vermutlich das Diskriminierungsmerkmal der Herkunft, … den 
Bedarf eines Landesantidiskriminierungsgesetzes darzustellen.  

Claus-Armin Kürschner (Landesintegrationsrat NRW): Eingangs würde ich sagen, 
wir haben den Art. 3. Der ist uns allen bekannt. Wenn der jetzt wirklich so überbordend 
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und alles regelnd wäre, dann bräuchten wir wahrscheinlich auch im Hinblick auf die 
sonstigen grundrechtlichen Regelungen gar keine Gesetze mehr. Dann könnten wir 
uns wahrscheinlich den Rest sparen, um das mal ein bisschen provokativ zu sagen.  

Aber jetzt noch mal zur Frage zurück. Deswegen hat der Landesintegrationsrat über-
legt, auch diese Kriterien „Sprache“ und „Nationalität“ mit in den Katalog aufzunehmen 
sind. Das sind natürlich genau die Punkte, die im täglichen Leben den Menschen be-
gegnen, eben nicht nur denen, die jetzt vor der Amtsschranke stehen, sondern auch 
denen, die hinter der Amtsschranke stehen. Das sagen ja nun auch alle Statistiken. 
Da muss ich jetzt nicht hier noch mal runterbeten, was wir an empirischen Dingen 
haben, die wir hier vorlegen können. Es gibt Diskriminierung, und, ich glaube, das zu 
negieren, das zu leugnen, das geht vollkommen an der Realität vorbei. So gesehen 
macht dieses Gesetz auch Sinn. Deswegen ist es auch nicht eine Frage des Wie, son-
dern nachher des Ob. Wir haben unsere Vorschläge gemacht. Bitte nehmen Sie das 
noch auf. Denken Sie einfach daran, dass dieses Gesetz jetzt nicht nur so verstanden 
werden soll, um Menschen zu diskreditieren, sondern es soll im Endeffekt ja doch eher 
ein Katalysator sein. Es soll im Endeffekt eine Entwicklung bewirken. Wir sind nicht 
dabei, hier nur daran zu denken, dass irgendwer verkloppt werden soll, sondern es soll 
im Endeffekt dazu führen, dass sich die Menschheit und auch unsere Gesellschaft 
insbesondere weiterentwickeln. Das bezieht sich eben auf alle Ebenen. Deswegen ist 
dieses Gesetz sehr sinnvoll und sollte auch mit gewissen Änderungen dann durchge-
setzt werden.  

Thomas Nückel (FDP): Erst eine Frage an Professor Thüsing. Er hatte, glaube ich, 
vorhin das auch angedeutet, aber konnte aus Zeitgründen das nicht so richtig darstel-
len. Und zwar geht es sozusagen durch die Aufwertung, durch das Gesetz auch um 
neue NGO-Strukturen. Also, so eine Finanzierungsrechtfertigung entsteht ja auch. 
Diese NGOs werden ja höchstwahrscheinlich dann auch – das haben Organisationen 
so an sich – zur eigenen Selbstwirksamkeit und damit man auch notwendig ist einiges 
noch dazugeben, damit mehr Menschen sich motiviert fühlen, da sozusagen dann in 
Klage zu treten. Könnten Sie das noch einmal darstellen?  

Ich kann mir vorstellen, dass diese Frage auch Professor Diller gerne beantwortet 
hätte, aber ich habe eine andere Frage an Sie bezüglich der Prozesskostenhilfe für 
zum Beispiel Empfänger der Grundsicherung. Welche qualitativen Voraussetzungen 
müssten da eigentlich als Grundlage dienen?  

Prof. Dr. Gregor Thüsing (Universität Bonn): In der Tat, NGOs sind vorgesehen, 
bei der Geltendmachung von Diskriminierungen den Betroffenen zur Seite zu stehen. 
Das ist ein ehrenwertes Ziel und eine wichtige Aufgabe. Dazu können sie finanzielle 
Ressourcen seitens des Staates zur Verfügung gestellt bekommen. Dass eine zweck-
gerechte Mittelverwendung gewährleistet sein muss, versteht sich von selbst. Und 
dass NGOs insofern auch nach ihrem eigenen Selbstverständnis natürlich jeden Fall 
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der Diskriminierung vielleicht als Bestätigung der Notwendigkeit ihrer Existenz begrei-
fen, ist auch sehr nachvollziehbar. Dennoch, dass es hier unterstützende Verbände 
gibt, die den Betroffenen zur Seite stehen, ist ja per se etwas, was durchaus im Sinne 
dieses Gesetzes ist. Das mag mit Kosten verursacht sein. Man muss sehen, ob es uns 
das gesellschaftlich wert ist. Wenn es uns das wert ist, dann sollten wir sie zur Verfü-
gung stellen. Also, das ist eine politische Frage. Dazu kann der Jurist nichts sagen. 
Der rechtliche Rahmen hierfür ist bestimmt genug, um sicherzustellen, dass diese Mit-
tel dann auch den Zwecken zur Verfügung gestellt werden, für die sie gedacht sind. 
Dass man dadurch Institutionen festigt, die dieses Gesetz maßgeblich unterstützen, 
ist richtig. Aber wer dieses Gesetz unterstützen will, der will auch dieses unterstützen. 
Ich glaube ohnehin, dass die meisten in diesem Raum die Ziele dieses Gesetzes voll 
und gänzlich unterstützen. Gerade weil wir doch diese Einheit des Zieles haben, soll-
ten wir uns wirklich darum bemühen, dieses Gesetz so zielgerichtet wie möglich aus-
zurichten. Den Bedenken, die hier vorgetragen wurden, gerade auch von den betroffe-
nen Lehrerinnen und Lehrern, Polizistinnen und Polizisten ... Es kann kein Gesetz ge-
gen die Betroffenen des öffentlichen Dienstes geben. Es wäre irrsinnig, das zu verab-
schieden. Wenn diese Anhörung einen Zweck haben soll, dann nehmen Sie diese Hin-
weise ernst und versuchen Sie, diese Anliegen unterzubringen. Wege dazu wurden 
Ihnen aufgezeigt. Dann kann es nämlich tatsächlich ein gutes Gesetz werden.  

Prof. Dr. Martin Diller: Die Frage war: Wie sieht das im Prozess aus, Prozesskosten-
hilfe, Prozesskosten? Wenn jemand das Land verklagen will wegen angeblicher Dis-
kriminierung, muss das Land dann diesen Prozess selber finanzieren über die Pro-
zesskostenhilfe? Alles, was es dafür braucht, ist eine hinreichende Erfolgsaussicht. 
Also, das muss nicht überwiegend wahrscheinlich sein, dass ich den Prozess gewinne, 
sondern wenn ich da eine gewisse Wahrscheinlichkeit habe, dann kriege ich die Pro-
zesskostenhilfe. Das wird wahrscheinlich analog verlaufen wie die Beweislastumkehr. 
Wenn ich ein gewisses Indiz vortragen kann, dann wird das Land mir für meinen Pro-
zess Prozesskostenhilfe gewähren müssen.  

In dem Zusammenhang noch eine Bemerkung zu diesen Prozessen, wie die ablaufen. 
Herr Kürschner, Sie haben gesagt, wir wollen keinen verkloppen, aber das Gesetz legt 
die Knüppel auf den Tisch. Die Verführung ist da, oder die Möglichkeit dafür ist da. Die 
Idee, die jetzt hier mehrfach geäußert worden ist, man würde durch solche Prozesse 
Klarheit oder Sicherheit erlangen, die erlangen Sie nicht, denn Sie haben eine Beweis-
lastumkehr. Das Gericht wird Ihnen am Schluss sagen, dem Land ist es nicht gelun-
gen, zu entkräften, dass eine Diskriminierung vorgelegen haben kann. Dann wird das 
Land verurteilt. Da haben Sie keine Klarheit über gar nichts, über gar nichts. Das ist 
immer ein Urteil eines Gerichts, das nach Beweislast entscheidet.  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank. – Damit sind wir am Ende unserer 
heutigen Anhörung, eine ziemliche Punktlandung.  
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Ich danke Ihnen allen fürs konzentrierte Mitarbeiten, Fragen stellen, Fragen beantwor-
ten. Ich danke insbesondere den Sachverständigen für ihr Kommen, dass sie hier 
zweieinhalb Stunden Zeit mit uns verbracht haben.  

Ich wünsche Ihnen allen einen guten Nachhauseweg und einen schönen Abend.  

Die nächste Sitzung des Integrationsausschusses wird am 3. Juni um 13:30 Uhr statt-
finden.  

Das ist das Ende dieser Sitzung.  

gez. Dr. Gregor Kaiser 
Vorsitzender 
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